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Die Konsereuzvon Lausanne
Von Ministerialdirektor Dr. von Kaufmann

über die Hügel, auf denen die Stadt Lausanne malerisch und
auch ein wenig unbequem gebaut ist, sind einige Hotels verstreut, die

länger als drei Wochen der Schauplatz einer schweren Arbeit und
eines amerikanischen Tempos der Journalistik waren. Die Stadt
Lausanne hatte unten am See ein ganzes Hotel stillgelegt und ge-
pachtet, um« ein Konferenzlokal zu haben, und gerade dieses Hotel
wurde am wenigsten praktisch benutzt. Auch der Vollsitzungssaal in
einem zweiten Hotel ist nur an den beiden Eröffnungstagen und
den beiden Schlußtagen benutzt worden. Die dazwischen liegenden
20 eigentlichen Konferenztage, in deren Reihe nur die beiden ersten
Sonntage eine gewisse Ruhepause waren, der dritte Sonntag schon
nicht mehr, waren Kämpfe hinter verschlossenen Türen, Teil-

besprechungen zwischen Vertretern von zwei, drei oder vier Kon-
ferenzstaaten, diplomatische und finanzielle Sonderverhandlungen
verschiedenster Art. Schon das Mißverhältnis zwischen den Er-

wartungen rein organisatorischer Art, welche die Konferenzstadt zu
ihrer Einteilung bewogen hatten, und der tatsächlichen Benutzung
dieser Einrichtungen zeigt, daß diese Konferenz, ungleich der Genfer
Abrüstungskonferenz, den parlamentarischen Konferenzmethoden
weitgehend auswich und ihren Schwerpunkt in Sonderberatungen
anderen Stils hatte.

Jn seiner Eröffnungsrede meinte der Konferenzpräsident Mac-
"Donald ungefähr, daß den Staatsmännern jetzt von den Völkern

eine letzte Chance gewährt worden sei. Mißlinge es hier, dann sei
dies für lange Zeit die letzte Konferenz gewesen. Dieses Gefühl und
das Bewußtsein der überaus ernsten Folgen, welche nicht nur ein

Abbruch, sondern auch- schon eine bloße Vertagung hätte haben
müssen, hat schließlich nach überaus langem und heftigem Ringen
zu dem Vertragsabschluß geführt. Zu verdanken ist die Vermeidung
von Vertagung und Abbruch vor allem der unermüdlichen Vermitt-

lungsarbeit MsacDonalds, der immer wieder mit Energie dort ein-

setzte, wo ein toter Punkt sich ergeben hatte. Solche tote Punkte
gab es mehrmals. Schon der Beschluß, mit welchem der zweite
Konserenztag, der 17. Juni, begann, der Beschluß nämlich, daß für
die ganze Dauer der Konferenz, also auch über eine Vertagung hin-
aus bis zum wirklich formalen Konferenzschluß, alle politischen
Zahlungen zu ruhen hatten, schon dieser Beschluß wurde-obwohl
rein technisch-taktischer Natur und nur dazu bestimmt, den 1.Juli,
d.h. den Tag des. Ablaufs des HooversMoratoriums, zu überwinden
und so die Konferenz nicht unter Zeitdruck zu stellen — als die

Möglichkeit einer Vertagung aufgefaßt, denn er machte für diesenFall wenigstens insofern reinen Tisch, als bei der Unmöglich eit

einer sofortigen Einigun eine volle Zahlungspause eingetreten
wäre bis zu dem Zeitpun t, zu welchem eine neue, formal die alte

Konferenz die Arbeiten hätte fortsetzen können. Es tauchten damals

sogar Befürchtungen auf, ob nicht dieser Beschluß vom l7. Juni
eine Vertagung erleichtere, weil die Delegationen sich hätten sagen
können,daß die Vertagung zunächstwenigstens eine volle Zahlungs-
pause, kein bloßes Moratorium, für alle Beteiligten bringe. Dies
wäre aber natürlich keine Lösung gewesen, und sie hätte niemals
der kommenden Weltwirtschaftskonferenz denjenigen hoffnungs-
volleren Auftakt geben können, den der Vertrag von Lausanne nun

tatsächlichgegeben hat. Damals jedoch waren die Auffassungen von-

einander so entfernt, daß man schon am zweiten Konferenztage nicht
recht weiter wußte. Man hatte sich gegenseitig erklärt, und die

Franzosen hatten bei aller Freundlichkeit im Ton doch in der Sache
die Belastung der Deutschen Reichsbahn für eine Reparationsschluß-
zahlung gefordert, mit der Berufung auf das Baseler Sachver-
ständigengutachten. «

Damit war der erst-e, der offizielle Konferenzabs
sch nitt beendet, und es begann am folgenden Montag lder zweite
Abschnitt, die Vermittlerarbeit Macdonalds, der vier Tage
lang abwechselnd mit der deutschen und der französischenDelegation
verhandelte, ohne eine entscheidende Annäherung herbeiführen zu
können. Es begann die Zeit, in der die Journalisten aller Länder

zwischen drei Hotels hin und her stürzten, in denen die Frage, wer

wann wen besucht habe, an der Spitze der Wunschliste aller Nach-
richtenhungrigen stand. Am Freitag der zweiten Woche, genau am

achten Tage,nach jenem Beschluß vom 17. Juni, begann der

dritte Abs chnitt, die direkten Verhandlungen zwischen
der deutschen und der französischen Delegation. MacDonald hatte
»die beiden Delegationen zusammengeführt, damit sie in gemein-
samer Sitzung einander genau und sowohl durch persönliche wie

durch sachliche Wirkung näherkämen. Stimmungsmäßig schien dies

am Freitag, den 24. Juni, einen guten Anfang zu nehmen. Es

handelte sich damals vor allem auch darum, den Vertretern Frank-
reichs die wirkliche Tage Deutschlands darzulegen und die Tatsache
zu begründen,daß und warum seit dem Baseler Sachverständigen-
bericht, also zwischen Dezember und Juni, die deutsche Lage sich
entscheidend verschlechtert hat, und daß deshalb die Erkenntnisse des
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Sachverständienausschusses einer Ergänzung aus den Tatsachen der
letzten fünf onate bedurften. Die gemeinsamen deutsch-französi-
schen Verhandlungen, sdie begleitet wurden von stillen, aber»vielfach
für beide Seiten sehr anregenden wirtschaftspolitischen Besprechun-
gen, wurden am zweiten Montag der Konferenz, am 27. Juni,
wieder aufgenommen, von französischer Seite in ersichtlich schlechterer
Stimmung, die wie immer in solchen Fällen der Gegenseite zur Last
gelegt wurde mit der Behauptung, die Haltung Deutschlands habe
sich über den Sonntag geändert. Die deutsch-französischenBe-
sprechungen gingen denn auch schließlich so ins Leere, daß Mac-
Donald am Mittwoch, den 29. Juni, als Konferenzpräsident
wieder eingriff und in das verwaiste Hotel, das als eigentliches
Konferenzlokal gedacht war, die Vertreter der sechs Hauptmächte,
der sogenannten einladenden Mächte im Gegensatz zu dem Dutzend
der Eingeladenen, zu einer Sitzung einberief, in der die Konserenz
zunächsteinmal organisatorisch wieder flottgemacht wurde. Nämlich
durch Einsetzung von zwei-Ausschüssen,deren erster die eigentliche
Konferenzaufgabe zugewiesen bekam, also die Reparationsfrage mit
allem Zubehör, während der zweite Ausschuß die wirtschafts -

politischen Fragen zu behandeln hatte, wodurch die Ent-
scheidung gefallen war, daß diese wirtschaftspolitischen Aufgaben im

wesentlichen der Weltwirtschaftskonferenz zugeschoben wurden, deren

Vorbereitung der zweite Ausschuß zu entwerfen hatte. . Dieser zweite
Ausschuß war auch schon sehr bald, am nächstenTage, im wesentlichen
mit seinen Arbeiten fertig. Der Re p a r a t i o n s a u s s ch u ß wurde
nun zur eigentlichen Konserenz, »und im Grunde waren die Tage
vom Zo. Juni bis zum S. Juli der entscheidende Konserenzabschnitt,
sie waren, nach so vielen Anläufen, die eigentliche Tausanner Kon-

ferenz. Man könnte sich vielleicht fragen, ob man nicht am 17. Juni
schon dort hätte anfangen können,wo man erst vierzehn Tage später
angefangen hat. Aber der mehrmalige Anlauf war aus verhand-
lungstechnischen und sonstigen Gründen wenigstens insofern nicht
vergeblich gewesen, als man sich nun so vieles schon gesagt hatte
und als bekannt voraussetzen durfte. -Als Gesamtheit tagte der

Reparationsausschuß auch nur sehr selten; er zerfiel bald ganz
informell in einen Unterausschuß der Gläubiger und in die weitere
Fortsetzung der Sonderbesprechungen, durch welche MacDonald bald
die eine, bald die andere Seite informierte und sich selbst informieren
ließ. Das ging so bis zum Ende der dritten Woche, bis die Gläu-
biger selbst feste Vorschläge machten. Man darf nicht vergessen,
daß die Konserenz von Tausanne nicht nur eine Verhandlung zwischen .

den Reparationsgläubigern und Deutschland war, sondern auch eine

Verhandlung der Gläubiger untereinander, die nicht nur insgesamt
Schuldner Amerikas sind, sondern zwischen denen auch innerhalb
Europas verschiedene Gläubiger- und Schuldnerverhältnissebestehen.
Auf diese Tatsache wurde ja sehr deutlich hingewiesen durch« die
viel beachtete Unterredung, die der italienische AußenministerGrandi
einer französischenZeitung gewährte. Die Gläubiger also
machten am« dritten Wochenende der Konferenz V o rsch läg e

,
und

Deutschland gab hierzu am Z. Juli, dem dritten Konserenzsonntag,
der ein rechter Konferenzwerktag war, seine Gegenbemer-
kungen. Jn den Tagen zwischen Dienstag und Freitag bereitete

sich die Entscheidung vor. Nach harten, knapp bis zu einer ent-

scheidenden Konferenzkrise herankommenden Ausseinandersetzungen
über die politischen Fragen kam die Konferenz zur entscheidenden
Wendung in der Nacht vom 7. zum S. Juli, in der die Be-

ratungen zuerst zwischen Deutschen und Engländern, dann zwischen
Engländern und Franzosen bis 3 Uhr morgens währten. Die Er-

wartung, die man an die langdauernde Nachmittagssitzung des Mitt-

woch geknüpft hatte, erfüllte sich nicht, und in der Nachtverhandlung
"

vom Mittwoch zum Donnerstag war sogar eine neue Verschärfung ein-

getreten. Erst die Nacht zum Freitag und der Vormittag des Frei-
tag führte zum Kompromiß, das in der zweiten Nachmittagsstunde
des Freitag fertig war und diejenige Sitzung ermöglichte, die am

Freitag abend zwischen 9 und 12 Uhr den eigentlichen Konserenzs
schlußbrachte. Die formale Schlußfitzung vom Sonnabend vormittag,
mit der Unterzeichnung der Verträge durch die Vertreter der sechs
Hauptmächte -— die kleineren Mächte behielten sich ihre Unterschrift
vor — und mit der Schlußrede MacDonalds brachte den Appell an

die Welt, aus diesem Abschluß den Mut zu einem neuen wirtschaft-
lichen Aufschwung zu gewinnen, und den wichtigen Hinweis auf
die Notwendigkeit nicht haltzumachen, sondern die für die Wieder-

herstellung des Vertrauens notwendigen weiteren Vorbedingungen
auch politischer Art, insbesondere auch auf dem Gebiete der Ab-

rüstung zu schaffen. An diesem 24. Tage war die Konferenz von

Tausanne beendet, die für alle Beteiligten, Delegationen, Sach-
verständige und Journalisten, eine Kette von harten Arbeitstagen
gewesen ist, und die, den ernsten Willen aller Beteiligten erkennen
ließ, diesmal nicht durch bequeme Vertagungen sich die Entschlüsse
zu ersparen, welche die Zeit und die Völker von dieser Konferenz
erwarteten, die das Ende der Reparationen gebracht hat.
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Reichskanzlervon Pape-i am 8. 7. 32 im Rai-Muth
— »Die Welt war sich seit langem darüber klar geworden, daß jeder konstruktive Gedanke für die Wiederherstellung
normaler wirtschaftlicher und politischer Beziehungen unter den Völkern Europasund der Welt solange nicht zu verwirklichen
sein würde, solange in irgendeiner Form die destruktive Tendenz einseitiger Tributzahlungen ohne Gegenleistungfortbestand.
Trotzdem zeigte sich sehr bald während der Lausanner Verhandlungen, daß der Weg von der Erkenntnis dieser Tatsache
bis zu dem klaren Entschluß,sie zu beseitigen, sehr weit und sehr schwer war. Die Wiederherstellung des Vertrauens
der Welt erforderte die restlose Beseitigung von Reparationszahlungen. Darüber hinaus galt es aber auch, einen Weg
zu suchen, der das Vertrauen der Völker auch von den Schlacken befreite, die Ursachen und Folgen der unerträglichen
Lasten sind, die Deutschland bedrücken. . . . . .«

»

»Eine Bewertung der Lausanner Ergebnisse macht eine kurze Betrachtung der Folgen eines möglichen Scheiterns
der Konferenz notwendig. Der Bruch dieser Konferenz würde jeden wirtschaftlichenAufschwung in Deutschland unmöglich
gemacht haben. Es bestand die Gefahr weitestgehender Schrumpfung des deutschen Wirtschaftslebens, weiter steigender
Arbeitslosigkeit mit allen ihren Folgen für die finanzielle Lage im Reich, Ländern und Gemeinden und für eine ungeheure
Vermehrung der sozialen Spannung. Die Richtbereinigung der Reparationsfrage hätte die Abhängigkeit vom Auslande

fortbestehen lassen, die Möglichkeit der Sanktionen offen gelassen und jede politische Befriedung insbesondere zwischen den
beiden Hauptbeteiligtem zwischen Deutschland und Frankreich, unmöglich gemacht. Die sich daraus ergebenden inner- und

außenpolitischen Schwierigkeiten würden Deutschland in den Abgrund gestoßen, die Schuld des Scheiterns den Ring der

Siegermächte wieder um uns geschlossen haben. Die deutsche Regierung hat deswegen unentwegt auf ein Ergebnis der

Lausanner Konferenz hingearbeitet, aber nur auf ein Ergebnis, das mit der wirtschaftlichen LeistungsfähigkeitDeutschlands
in Einklang stand, der Würde und Ehre eines großen Volkes zu vereinbaren war. » . . .«

»Das Ziel der- Lausanner Konferenz, die völlige Beseitigung der Reparationen, ist erreicht. Jn keiner wie immer
gearteten Form wird Deutschland vom 1. Juli 1932 ab Reparationen aufzubringen haben. Der Youngplan ist gefallen.
Zahlungen von über ZZ Milliarden Mark, mit Jahresleistungen von rund zwei Milliarden, sind beseitigt.. . ...«

»Die endgültige Beseitigung der Reparationen stellt unsere Unabhängigkeit in wirtschaftlicher und finanzieller Hinsicht
vollkommen wieder her, sie beseitigt alle Bindungen, die bisher noch aus dem Youngplan bestanden. Das Reich gewinnt-
die volle Souveränität über Reichsbahn und Reichsbank zurück. Jn wirtschaftlicher Hinsicht wird diese Lösung den deutschen
Kredit neu fundieren und damit eine der wesentlichsten Voraussetzungen für die Erholung der deutschen Wirtschaft schaffen. -. . .«

»Politisch bedeutet das Ergebnis der Lausanner Konferenz den Beginn einer neuen Aera unter den Völkern. Die von

der deutschenRegierung gemachte Endanstrengung hat den Sinn, einen letzten Beweis unseres festen Willens zu geben, für die
wirtschaftliche Wiederaufrichtung der Welt unsere Kraft einzusetzen, unsere Kraft, soweit es die«eigene Lage uns gestattet. . . . .«

»Im Namen Deutschlands melde ich schon heute erneut den Anspruch vor der ganzen Welt an, als Volk mit gleichen
Rechten und mit gleichen Pflichten in der ganzen Welt behandelt zu werden. . . . . .« .

U— Nu A—- -

Lausaiiiie imd die Kriegsschuldsrage
Während der Konserenz von Lausanne ist von der deutschen

Delegation ein Vorstoß unternommen worden, dessen Bedeutung
vielleicht erst zu einem späteren Zeitpunkt voll erkannt wird. Dieser
Vorstoßging unter dem Titel »Beseitigung der Dis-

kri·minationen« und umfaßte den Versuch, gleichzeitig den
beruchtigten Artikel 231 des Versailler Vertrages, die sogenannte
Kriegsschuldlüge, und die Bestimmungen von Teil V dieses Ver-
trages über die Einseitigkeit der deutschen Abrüstung, damit also
die Wurzeln einer Behandlung des deutschen Volkes als eines
Volkes minderen Rechts, in der Welt auszurotten.

Dieser Versuch ist in bezug auf den ersten Teil formell
nicht gelungen, sachlich insoweit, als durch die Bestimmungen
von Artikel 2 des Lausanner Abkommens das Haager youngsAbs
kommen vom 20. Januar 1930 ausdrücklich abgelöst und damit auch
der ganze Teil VIII des Versailler Vertrages außer Kraft gesetzt
wird, als dessen Ablösung sich das Haager Abkommen darstellte. Es
wäre müßig, sichsden Kopf darüber zu zerbrechen, ob mit dem Weg-
fall der Reparatiönsbestimmungen von Versailles nun auch der

Kriegsschuldartikelbeseitigt ist, auf dem diese Bestimmungen aus-

drücklich beruhen. Denn weder erkennt oder erkannte jemals . das
deutsche Volk diese Beschuldigung als eine rechtsgültige und be-

stehendean, noch wird von den maßgebenden Jnstanzen der übrigen
Welt dieserberüchtigteArtikel 231 in dem Sinne aufrechterhalten,
den man ihm anfänglich zu unterlegen versuchte. Vor allem die

Arbertender französischenHistoriker Pierre Renouvin und Bloch
widerlegten bereitsfim vorigen Jahre eindeutig die Beschuldigung,
daß Deutschlandabsichtlich bewußt und in überrasgenderWeise oder
gar allein den Weltkriegherbeigeführthabe. Diese Verfasser und

noch eine ganze Reihe anderer, vor allem angelsächsischer,haben
langst festgestellt, daß»der Sinn in den beiden gültigen Fassungen des

Vertragesder franzosischenwie der englischen, lediglich die Verant-
wortlichkeit für den«m ateriellen, durch den Krieg entstandenen
SCHLdegewesen sei — also eine Kriegssch ulden-, nicht eine

Kr·1egsschuI-dfrage.Insoweit hätten wir aisp diesen Artikel
ruhig gelten lassen konnen; denn dann hätte er nichts anderes be-
deutet, als daß Deutschland im Rahmen besonderer Vereinbarungen,
etwa auf GUMPder 14 Punkte Wilsons oder des Waffenstillstandss
abkommensdie Verpflichtung zur »Wiedergutmachung« solcher
Schadenübernommen hatte, die durch seine Mitwirkung an einem
von ihm verlorenen Kriege entstanden waren.

—- — U— -—-—

Daß diese Auffassung in den abgelaufenen 13 Jahren nicht
Allgemeingut der Welt gewesen oder geworden ist, daß man vielmehr
von französischerund auch von englischer Seite — vgl. Äußerungen,
die z. B. Lord Cush endun nach der Eröffnung der Genfer Ab-

rüstungskonferenz in ein-er Polemik gegen den Erzbischof von york
von sich gegeben hat — die von der berechtigten deutschen Empörung
über den ungeheuerlichen Vorwurf einer bewußten und absichtlichen
Entfesselung des Weltkrieges aufs heftigste bekämpfte Auffassung
gen äh rt hat, zwingt zu einer anderen Behandlung dieses von der

Geschichte längst abgetanen einseitigen Spruches. Auch in taktischer
Beziehung —. und deshalb mußte die deutsche Delegation in dem

naheliegenden Zusammenhang zwischen der Abschaffung der Re-

parationen als solcher und dem Versailler Artikel, der sie begründete,
den Anstoß erblicken, um seine formelle Beseitigung zu fordern.

Der in, dieser Richtung. unternommene Versuch reiht sich der

Erklärung der Reichsregierung vom 29. August 1924 vor Abschluß
des Dawesplans, der deutschen Verbalnote vom 29. September 1925,
vor der Konferenz von Looarno und der Kundgebun des Reichs-
präsidenten bei der Einweihung des Tannenbergs enkmals am

Is. September 1927 als ein wichtiger weiterer Schritt an, um

auch die rein formale Geltung jenes Versailler Artikels zu ent-

wirklichen, der die Verantwortlichkeit Deutschlands und seiner
Verbündeten »als Urheber aller Verluste und aller Schäden« fest-
stellt, die die Kriegsgegner »infolge des ihnen durch den Angriff
Deutschlands und seiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges
erlitten haben.« Daß diese Voraussetzungen nicht mehr zutreffen,
ist u. a. in den Resolutionen des amerikanischen Senats klar-

gestellt worden, die der Senator Shipstead seit Jahren regelmäßig
eingebracht hat. Aufsehen hat auch vor kurzem die auszugsweise
Veröffentlichung des Berichtes erweckt, den Dr. Tansill bereits
vor« Jahren im Auftrage des amerikanischen Senats angefertigt
habe und der angeblich im Original und in sämtlichen Kopien
vernichtet worden sei. Aus den vielen ausländischen Zeug-
nissen, unter denen die Forschungen der amerikanischen Professoren
Barnes, Fay, Bausman, die Schriften der Engländer Morel, Gooch,
Headlam, der Franzosen Ebray, Fabre-kurz Demartial, nMorhardt
eine wichtige Rolle spielen, darf vielleicht noch die Erklarung Sir

Austen Chamberliains hervorgehoben werden« der im Februar .

dieses Jahres in einer Rede betont hat: ,,Kein vernünftiger Mensch
wird auch nur für einen Augenblick vorgeben, daß das deutscheVolk

Krieg wollte. Jch liebe die Kriegsschuldklausel nicht. Jch bin der
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Ansicht, es war Wahnsinn, den Deutschen diese erniedrigende
Klausel aufzuerlegen.«

Diese Klausel ist gefallen, weil die Geschichte schon jetzt ihre .

Unhaltbarkeit erwiesen hat; sie ist gefallen, auch wenn man die

Renouvinfche These nicht für entscheidend hält, wonach der Wort-
laut dieses Versailler Artikels nur falsch ausgelegt und übersetzt
worden sei. Es hätte deshalb eine großzügige Auffassung von der

Aufgabe, die durch die Sachverständigenberichtedes Vorjahres und

durch den Zwang der Ereignisse der Lausanner Konferenz gesetzt
war, auf der Gegenseite freiwillig zu einer förmlichen Zurück-
nahme dieser Beschuldigunsg führen müssen. England und Italien
haben sich dafür eingesetzt, Frankreich hat die Diskussion darüber

verweigert und damit das einzige getan, wodurch es diese formelle
Beseitigung verhindern konnte. Denn im Augenblick, wo die Auf-
rechterhaltung dieses seelischen Stigmas des deutschen Volkes gegen
ernsthafte. Argumente hätte verteidigt werden müssen, würde der

Vorwurf des Artikels 231 zusammengebrochen sein« den ohnehin
kein ehrliebender und urteilsfähiger Deutscher gegen sich und sein
Volk gelten läßt. Es sind deshalb die p o l it i s ch e n V o r a u s -

.

s etzungen für das Wiedererstarken der Weltwirtschaft im Wege
freiwilliger, vertrauensvoller und planmäßiger Zusammenarbeit der
Völker noch immer nicht erfüllt. Es ist bewußt eines der größten
Hindernisse iauf diesem Wege von unseren Gegenkontrahenten in

-

Lausanne, sei es auch aus innerpolitischen Gründen und vielleicht
nicht ohne Zusammenhang mit Erwägungen, die auch die deutsche
Jnnenpolitik angehen, aufrechterhalten worden, ohne daß dabei die
materielle Hinfälligkeit des Artikels 231 zugleich mit derjenigen des

ganzen Abschnitts VIIl des Versailler Vertrages, den er einleitet,
verhindert werden konnte. Aber es ist zugleich diese Forderung, und
mit ihr die Forderung nach einer ,,ög-a1itöde droit«, die sich haupt-
sächlich auf den Abschnitt V des Versailler Diktats, also auf die

Abrüstungsbestimmungen, bezieht, in aller Form angemeldet worden.
Und es ist ausgeschlossen, daß diese zum ersten Male vor dem

Forum der versammelten europäischenMächte öffentlich und amtlich
aufgestellten Forderungen wieder von der Tagesordnung vers

«

schwinden, bevor siseerfüllt sind. Mag man auch- den Gleichberechti-
gungsanspruch auf die Abrüstungskonferenz nach Genf verwiesen und
die Erörterung der Kriegsschuldfrage in Lausanne abgelehnt haben.
Denn es ist kein Zweifel, daß die Befriedung der Geister, von der
die Beseitigung verhängnisvoller politischer und sozialer Spannun-
gen, die Wiederkehr des internationalen Vertrauens und damit das

Wiedererstarken der Weltwirtschaft, die Beseitigung all der Röte,
die die Völker-gesamtheit .bedrücken,in erster Linie abhängt, die

Anerkennung begangener Jrrtümer und die Rücknahme einseitiger
Diffamationen und Diskriminationen zur Voraussetzung hat —, daß
also das Wahl aller Völker, a u ch des französischen,diesen Entschluß
über kurz oder lang fordern muß und wird.

Die Beendigungder Reparationendurchdas LansannerAbkdmmen
Das Lausanner Abkommen befreit Deutschland von jeglichen

Belastungen für Reparatianszwecke. Das Reparationsregime vom

Haag (yaungplan) wir-d vollkommen abgeschafft. Deutschland hat
als Entgelt für die vollkommene Befreiung von den früheren Ver-

pflichtungen einen Beitrag, dessen Zweck aus später zu erörternden
Gründen nicht näher umschrieben wird, in Form einer Verpflichtung
zur Aushändigung von Reichsschuldverschreibungen zu leisten, »die
den deutschen Kredit und die deutsche Wirtschaft nur dann belasten
dürfen, wenn Deutschland tatsächlich leistungsfähig ist. Vergleicht
man die übernommene Belastung mit dem Gegenwartswert des

youngplans (35 Milliarden RM.), so beträgt im ungünstigsten
Falle, d. h. wenn die Schuldverschreibungen im ersten Jahre ihrer
Begebungsmöglichkeit vollständig untergebracht werden, ihr Gegen-
wartswert 2,6 Milliarden und die äußerst-eJahresbelastung 180 Mil-

lionen RM. Mit einer solchen Möglichkeit kann aber heute nie-
mand rechnen, und es ist daher nicht zweckmäßig,den nominalen

Betrag der übernommenen Kapitalschuldverpflichtung von Z Mil-

liarden RM. in irgendeiner ziffernmäßigen Höhe als Realbelastung
der deutschen Wirtschaft anzusehen. Die einzige wirklich greifbare,
immerhin recht schwerwiegende Belastung, die sich aus der Tausanner
Verpflichtung schon jetzt ergibt, ist die zusätzlicheHypothek auf den

deutschen Kredit. Diese Belastung wird wenigstens teilweise durch
den Umstand aufgewogen, daß das Tausanner Abkommen entgegen
allen Regelungen der Vergangenheit die Wiederherstellung der deut-

schen Wirtschaft und des deutschen Kredits zum Gegenstand des

eigenen Interesses der Gläubiger Deutschlands macht.
Die Befreiung Deutschlands von den Reparationsverpflichtuns

gen ist allerdings cum« grano salis zu verstehen. Einmal bleiben die

Verpflichtungen aus den privaten Auslandsanleihen, welche, gesamt-
wirtschaftlich betrachtet, der Zahlung der Reparationen gedient
haben. Hierunter fallen auch die unmittelbar für Reparationszwecke
aufgenommenen Anleihen, d. h. die Daw-es- und· younganleihe.
Ferner sind von dem Laus-anner Abkommen nicht umfaßt die An-

sprüche Belgiens aus dem Markabkommen, Ansprüche, die nach den

bisherigen Vereinbarungen bis zu 26 Millionen Mark jährlich lauten
und bis zum Jahre 1966 zu erfüllen sind. Ferner die amerikianischen
Forderungen aus den sag. Mixed Claims und die amerikanischen
Bsesatzungskosten. Die Besatzungskosten, rd. 25 Millionen RM. bis

zum Jahre 1966, stellen eine reine Repariationsschuld dar, die bei
einer verständnisvollen Haltung der Vereinigten Staaten ebenfalls
gestrichen werden müßte. Die Mixed Claims sind. mit den deutschen
Freigabeansprüchen verquickt, von denen noch etwa 140 Millionen
Dallar ausstehen, und bei der nun einmal bestehenden Verbindung
der Auszahlung der Freigabegelder mit den Forderungen der ameri-

kanischen Geschädigten,nicht ohne weiteres zu beseitigen. Wie hoch
alle diese Nebenverpflichtungen die deutsche Zahlungsbilanz in den
kommenden Jahren ziffernmäßig belasten werden, läßt sich heute
noch nicht feststellen. Endlich ergeben sich aus der Abwicklung des

Vaungplans noch einige Belastungen Deutschlands aus der Durch-
führung laufender Sachleistun-gsverträge. Ein Sachleistungsausschuß
der beteiligten Regierungen soll nach dem Lausanner Abkommen

Vorschläge für die Abwicklung dieser Verträge ausarbeiten. Dieser
Ausschuß wird sich von dem Grundsatz leiten lassen müssen, daß die

Verträge als gewöhnlicheHandelsverträge zu betrachten, also von
«

den Bestellern zu bezahlen sind. Auf der anderen Seite wird deut-
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scherseits das Opfer gefordert werden, die Schwierigkeiten, die sich
in den Bestellerländern bei der sofortigen Finanzierung der in den

Verträgen vereinbarten Zahlungsfristen ergeben, durch eigene Kredit-
aktionen zu überbrücken.

Das Hauptstückder Tausanner Vereinbarung bilden die Bestim-
mungen über die von Deutschland auszugebenden Bonds. Diese
Bands werden ausschließlich kauf. den Kredit des Reiches abgestellt.
Ein in Lausanne vereinbarter ,,Proaös Verhal« stellt fest, daß die

Ausgabe der Bands ausschließlich auf sder Basis des deutschen
Kredits erfolgen muß, mit anderen Worten, die Ausgabe darf durch
Garantien der interessierten Länder nicht ermöglicht oder erleichtert
werden. Für die Bands dürfen auch keine Sicherheiten verlangt
werden, eine Regelung, die besondere Bedeutung hat, wenn man die

umfangreichen Sicherheiten berücksichtigt,die der DawessAnleihe
eingeräumt wurden und die, wenigstens mittelbar, für sdie youngs
Anleihe bestehen. Den Zeitpunkt der Ausgabe der Bands bestimmt
die BJZ. Sie kann zur Ausgabe schreiten, wenn es gelingt, einen

90prozentigen Ausgabekurs für ein Papier zu erzielen, das mit
5 v.H. zu verzinsen und mit 1 v.H. zu tilgen ist. Diese Ziffern
bilden nur einen äußeren Maßstab. Die BJZ. hat vor allem zu
befinden, wann und ob die Kreditmärkte die Unterbringung der
Bands überhaupt gestatten; sie entscheidet auch diskretionär, in

welchen Beträgen ihre Ausgabe zulässig ist. Dies bedeutet, daß die

BJZ., der nach Fortfall der Reparationsverpflichtungen in erhöhtem
Maße die Aufgabe der Wiederherstellung des internationalen Kredits

Zifälltz
ialle Umstände zu berücksichtigenhat, die einer Ausgabe von

nleihen im Wege stehen, welche den normalen Wiederaufbau des

Weltkreditsyftems hindern könnten.

Die Abstellung der Ausgabefähigkeit der Bands auf den Kredit
des Reiches begründet in sich das Verlangen nach«gewissen Sicherun-
gen gegen eine willkürliche Verhindesrung ihrer Unterbringung. Aus

diesem Grunde ist bestimmt worden, daß, falls das Reich zu eigenen
Auslandsanleihen schreitet, es lein Drittel des Erlöses für den Rück-

kan der »Lausanner Bonds« verwenden soll. Diese Verpflichtung
betrifft nur den Kredit des Reiches, nicht z. B. den Kredit der

Länder, der Gemeinden, der Reichsbahn und anderer öffentlicher
Stellen. Sie enthält zwar eine Beschränkung der Anleihepolitik des

Reiches, löst aber auf der anderen Seite automatisch die Berechtigung
aus, jede wie auch immer geartete indirekte sonstige Einmischung
in die Kreditpolitik Deutschlands abzulehnen.

Die BJZ. darf an die Unterbringung der Bands erst vom

9. Juli 1935 an (drei Jahre nach der Zeichnung des Haufanner Ab-

kommens) herangehen. Sind am 9. Juli 1947 die Tausanner Bands
im Wege öffentlicher Emissianen auf den Märkten nicht unter-

gebracht, so verfallen sie und sind zu vernichten.
Die Frage, was mit dem Erlös der Bands zu geschehen hat, ist

offen geblieben. Das Abkommen sagt, daß hierüber zu gegebener
Zeit zwischen den beteiligten Regierungen eine Vereinbarung ge-
troffen werden soll; Deutschland rechnet dabei nicht zu den beteiligten
Regierungen. Es ist klar, daß diese Vereinbarung sich nach dem

Schicksal der Verhandlungen der Gläubiger Deutschlands mit ihrem
eigenen Gläubiger, den Vereinigten Staaten, richten wird. Der An-

spruch der deutschen Vertreter, den Erlös wenigstens teilweise für
den Wiederaufbau Europas zu verwenden, wurde zwar nicht aus-
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drücklich angenommen, aber auch- nicht abgelehnt. Es besteht also
eine Reihe von Möglichkeiten: z. B. die Vereinigten Staaten machen
den allgemeinen Gedanken der Streichung der zwischenstaatlichen
Schulden mit, und es fehlt an dem Anreiz, mit der Begebung der

Bonds Ernst zu machen. Oder die Vereinigten Staaten bestehen
teilweise auf ihrem Schein; dann wäre es denkbar, daß ein Teil

des Erlöses der Bonds im Falle ihrer Unterbringung von den be-

rechtigten Ländern zur Bestreitung ihrer Schulden ansdie Vereinigten
Staaten verwendet und ein etwaiger Rest für Wiederaufbauzwecke in

Europa zur Verfügung gestellt wird. Diese und andere Möglichkeiten
find vollkommen problematisch, da es ungewiß ist, ob die Gläubiger
Deutschlands das Abkommen ratifizieren werden (Gentleman-Abkom-
men-!)und vor allem, weil heute niemand sagen kann, ob eine Mobi-
lisierung der deutschen Regierungsbonds überhaupt möglich ist. Es

unterliegt keinem Zweifel, daß die ausschließlicheEntscheidung der

Frage, ob die Bonds überhaupt ausgegeben werden dürfen, durch ein

Institut, welches aus »den Leitern der Zentralnotenbanken besteht, einen

außerordentlichen Schutz Deutschlands gegen politischen Druck dar-

stellt. Niemand ist mehr als die Rotenbankleiter bestrebt, Handel
und Wandel in geordnete Bahnen zu lenken und störende Einflüsse
auszuschalten. Die Unterbringungsmöglichkeiten für die deutschen
Bands werden sich also in entscheiden-der Weise danach richten, ob
die genannten Persönlichkeiten dem Wagnis zustimmen werden, den

internationalen Kiapitalverkehr durch Ausgabe von Anleihen zu be-

lasten,adie wie bisher nur zur Häufung der bereits bestehenden
monetaren,kredit- unsd wirtschaftspolitischen Schwierigkeiten führen
müssenGanz sicher wird die Unterbringung der Bonds unterbleiben

müssen,wenn Deutschlands Wirtschaft weiterhin darniederliegt.
Hieran würde auch das Verlangen Amerikas nach Bezahlung eines
Teils der interalliierten Schulden nichts ändern.

Sei-neeigentliche Bedeutung gewinnt das Lausanner Abkommen

durchdie Tatsache, daß auf jedwede Sicherung zur Eintreibung der

übernommenenVerpflichtungen verzichtet wird. Nicht nur fallen die
Sanktionen fort, sondern auch die internationalen Bedingungen der

Reichsbank, der Reichsbahn werden fallen, die zu dem ausgesprochenen
Zwecke verlangt worden waren, die Reparationszahlungen vor allen

anderen Verpflichtungen Deutschlands sicherzustellen. Auch die Ver-
treter der Gläubiger der Dawes- und..young--Anleihe, die gewisse
Sicherungen, welche sich auf den Inhalt der-allgemeinen Schuldver-
schreibungen dieser Anleihen sgründen,beanspruchen, müssen mit der

Tatsache, daß die Reparationen und das Haager Abkommen beseitigt
sind, rechnen.

"

Vielfach wird die Frage erörtert, was geschähe,wenn eine der

beteiligten Mächte den Vertrag von Lausanne nicht ratifizieren
würde. Damit wäre eine neue Situation gegeben, die, nach einer

Erklärung MacDonalds in seiner Eigenschaft als Präsident der

Lausanner Konserenz, eine gemeinsame Beratung der Mächte ein-

schließlich Deutschlands, also eine neue Konserenz, notwendig
machen würde."

Folgende Tatsachen ergeben sich aus dem Lausanner Abkommen:

Deutschland ist bestätigt worden, daß es nicht mehr imstande ist,
Reparsationszahlungen zu leisten. Der Erfolg des Lausanner Zah-
lungsplanes hängt vollständig von der Wiederherstellung des deut-

schen Kredits ab. Deutschland wird bei allen künftigen internatio-

nalen Erörterungen von diesen Tatsachen ausgehen können. Das

Wort hat jetzt Amerika. Wenn auch Deutschland sich bis zum letzten
Augenblick dagegen gewehrt hsat und auch heute dagegen wehrt, die

Schuldnerfront gegen Amerika zu schließen, so hat es nach dem

Ergebnis von Lausanne doch heute ein starkes Eigeninteresse daran,
daß Amerika seinen eigenen Schuldnern gegenüber nachgibt und

auch seinerseits — wie Deutschland einst in Rapallo —- einen Strich
unter die Erbschaft des Krieges macht. Wenn wir auch Amerika
die Entscheidung hierüber allein überlassen müssen, so wollen wir

doch hoffen, daß es, trotz der Berechtigung seiner Forderung gegen
gewisse Kriegsverbündete, aus den Erfahrungen der Nachkriegszeit
diejenige Einsicht gewonnen hat, die zur Wiederherstellung eines

wahren Friedens auf der Welt erforderlich ist.
·

Der Lausanner Beriraa im Spiegel der Welipresse
.
,,Deutschland«,schreibt die ,,Times« in E n g l a n d am 12. Juli,

»zieht unzweifelhaftden größten Vorteil aus dem Abkommen«,das
zufolge ,,Morning Post« (9. Juli) »noch vor kurzem wie etwa bei

den Haager Konferenzen von 1929 und 1950 undenkbar gewesen
ware.« »Im Grunde genommen (Berliner Korrespondent der

»Times« am Il. Juli) werde.-auchxvon allen politischen Parteien
in Deutschland begriffen, daß die Beseitigung des Wortes ,Repa-
rationen« aus dem internationalen Wörterbuch in der kurzen Frist
von nur zwei Jahren, nachdem ihre Lebensdauer auf 59 Jahre fest-
gesetzt worden war, einen ungeheuren Gewinn besdeutet.« »Das Gift
der Reparationen,das die ganz-e Welt verseucht hat, ist heute restlos
vernichtetworden«.(,,Star«9. Juli), und es ist »undenkbar,daß ein
Politiker Jemals wieder imstande wäre, Reparationen und politische
Schuldenzu neuem Leben zu erwecken« (,,Financial News« 9. Juli).
Dabei wir-d mit Lob für die Person des Reichskanzlers nicht zurück-
gehalten. ,,Papen und Herriot haben der Welt ein großes Beispiel
und eine großeHoffnung gegeben« (,,News Chronicle« 9. Juli).
»NurdievAnhangerHitlers protestieren« (,,Morning Post« 9. Juli).
»Sie kritisierenden Kanzler abfällig, weil er den an Deutschland
hangenden»Muhlsteindurch einen Rettungsgürtel ersetzt hat« (,,Daily
Telegraph U. Juli). Für sie ist »das Herannahen der Reichstags-
wahl ein ausreichenderVorwand, sich in eine ziellose Opposition
gegen die Politik des Reichskanzlers von Papen hineinzustürzenund
an die Stelle der Zusammenarbeit mit der übrigen Welt das eitle
Götzenbildder Autarkie zu setzen. Aber nur Leute, die blind gegen-
über.den einfachsten wirtschaftlichen Wahrheiten sind können sich
einbilden, »daßder Versuch, alleinzustehen, für Deutschlandetwas
anderes bringenkann als Unheil« (,,Times« 12. Juli).

Auch in Frankreich überwiegt das Gefühl der Erleichte-
rung und der Hoffnungauf eine neue Ära in Europa. Freilich läßt
die Trauer über die verlorenen Zahlungen, die in Frankreichs Budgeteine große Rolle zu spielen bestimmt waren, eine reine Freude nicht
aufkommen,und die »Journöe Industrielle« (9. Juli) gibt diesem
Gefühl mit den«Worten: »es sei kein Grund vorhanden Fahnen
herauszuhangen,« treffenden Ausdruck. »Gewiß habe HerriotMut
und Beharrlichkeit bewiesen,aber er habe sich zu bescheidene Ziele
gesteckt. WelcherWiderspruch zwischen seiner Haltung und der
der Deutschen,« klagt das »Echo de Paris« 9. Juli. Leichtereii
Herzens findet sich die ,,Republique«(11. Juli) mit dem Verlust der
deutschenZahlungen ab. »Seit einem Jahr sind die Reparationen
praktisch FOFgewesen, aber ihr Leichnam hat Europa vergiftet.«
» Dabeiist man anscheinend nur äußerlich darüber beruhigt, daßdie politischenBedingungenaus dem Vertragswerk ausgeschaltet sind.
»Denn, argumentiert das »Journal« (9. Juli), »man hat zuviel von

diesenBedingungengesprochen,als daß man diese Frage als end-
gültig erledigtansehen könnte.« «

UngeteilteFreudeüber den Abschluß in Lausanne herrscht in der
italienischen Presse. Wer hier etwa eine Enttäuschung darüber

erwartet hatte, »daßder Mussolinische Standpunkt des »Schwammf
drüber« von Deutschland aufgegeben wurde, hat allzu wenig mit dem

nüchternen Wirklichkeitssinn der Jtaliener gerechnet. »Eine Revision,
die unmöglich«mehr zurückgenommen werden kann, ist vollzogen
worden, auch wenn man sie nicht direkt formuliert hat. Jm Ver-

gleich zu diesem Ergebnis können und müssen alle anderen Dinge,
selbst die Schlußzahlung Deutschlands als ihrer Bedeutung nach
zweitrangig bezeichnet werden«, schreibt der Lausanner Korrespon-
dent der »Tribuna«, während der Chefredakteur leitartikelt: »Es
wäre heute der schwerste Fehler, wenn man der Lausanner Lösung
mit jener öffentlichen Kritik gegenübertreten wollte, die zum

parlamentarischen und journalistischen Luxus internationaler oppo-

sitioneller Polemik gehört. Europa habe endlich ohne Unterschied
zwischen Sieger und Besiegten in der Reparationss und Schulden-
frage ein verantwortungsbewußtes Gewissen erlangt« -(9. Juli). ,,Jn
Lausanne ist die Reparationsfrage endgültig im Sinne einer tat-

sächlichenStreichung gelöst worden« (,,Popolo d’Jtalia« 10. Juli).
»Die Streichng der Reparationen und Kriegsschulden«,schreibt der

frühere Finanzminister de Stefani im »Corrieredella Sera« (10. Juli),
»reinigt »die politischen Beziehungen zwischen den Staaten und

Völkern Europas von den finanziellen Bedingungen, die zwangss
läufig die im Kriege entstandenen politischen Trennungen immer

wieder wachgehalten hatten.« »Das Reue der Lage besteht darin,
daß Frankreich nicht nur nicht über den Rhein zu marschieren droht
und daß es dem Besiegten nicht mehr das Knie auf die Brust setzt,
sondern darin, daß es in die Zahlungseinstellung einwilligt« (,,Popolo
di Roma« 10. Juli). »Die Völker verspüren die Bedeutung dieses
internationalen Ereignisses. Wirtschaftlich, finanziell und moralisch
kann die Welt mit dem Lausanner Vertrag wieder aufatmen«
(,,Messaggero«10. Juli).

-

»Ein voller deutscher Erfolg auf Kosten Frankreichs«, »eine
kapitale Revanche für die Marneschlacht« sind die Überschriften,
unter denen »Kurjer Polski« und ,Kurjer Poranny« (10. bzw.
9. Juli) die polnische Offentlichkeitüber das Ergebnis von

Lausanne aufklären. Verärgert, nur mühsam sich selbst beherrschend«
folgt ihnen die übrige Presse. Lediglich der sozialistische »Robotnik
(10. Juli) bringt soviel Objektivität auf, daß er die Lausanner
Regelung begrüßt,weil sie »Europa vom Alpdruck der Reparationen
befreie. Besser spät, denn nie.«

Jn Osterreich hat die Presse nur Worte der Anerkennung
für den

» roßen finanziellen und moralischen Erfolg Deutschlands«.
»Ein grosesWerk wurde vollbracht, mit dem dessen Schöpferund

die Welt zufrieden sein können« (,,Reichspost«y. Juli). »Ein all-

gemeines Aufatmen geht jetzt durch die Völker, da die Geißel der

Kriegstribute von ihnen genommen ist« (,,Wiener Neueste Nach-
richt-en«9. Juli). »Herr von Papen hat sich als Unterhändler, als

Staatsmann und Diplomat ersten Ranges erwiesen« (,,Neues Wiener

Tageblatt« 9. Juli).
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Die ungaris chen Blätter betonen den Beginn einer »neuen
Ara«. Die öffentliche Meinung der ganzen Welt sei dem Reichs-
kanzler von papen Dank schuldig (»Budapesti Hirlap« 9. Juli).
»Es ist gelungen, den hundertarmigen Polypen der Reparationen
zu töten« (»Nemzeti Ujsag« 9. Juli). —

Von der tschechischen presse wird niemand ein Lob an

Deutschlands Adresse erwarten. »Frankreich bringe ein geradezu
ungeheures Opfer«, schreibt »Narodny Osvobozeni« (9. Juli), wäh-
rend »Narodny Listy« (9. Juli) meint: »Die alliierten Mächte und

Frankreich ernteten jetzt die Früchte ihrerSchwäche in der Ver-

teidigung der Friedensverträge.«
Charakteristisch die einhellige Zustimmung in der skandis

navischen Presse. »politiken« (9. Juli) schreibt, Deutschland
habe nun seine wirtschaftliche Freiheit wiedergewonnen. Niemand

habe verloren; alle hätten durch das Friedens- und Versöhnungs-
werk von Tausanne gewonnen. »Der ·Fortfall der politischen Be-

dingungen ist zwar ein Sieg Herriots,- aber kein Aufgeben der

deutschen Forderungen« (»Svendska Dagbladet« 10. Juli). »Alle-
handa« (10. Juli) stellt fest, daß vier skandinavische Staatsminister
und zahlreiche nordische Politiker das Lausanner Abkommen über-

einstimmend als »das größte und glücklichsteEreignis seit Kriegs-
ende« feiern.

Die gleiche Genugtuung klingt in den schweizerischen
Blättern wieder. Selbst »Journal de Geneve« (9. Juli) muß zu-

geben, »Reichskanzler von Papen habe zum Teil den Traum

Stresemanns und Brünings verwirklicht«.
Die russische presse bleibt skeptisch- während die bel-

gische anerkennt, daß der Lausanner Vertrag Deutschland aus der

Gefahr einer wirtschaftspolitischen Katastrophe herausgerissen habe.
Soweit Europa! Und Amerika ? Sieht man ab von der

Besorgnis, daß die Tausanner Verständigung eine Neuregelung
der Kriegsschulden der Alliierten an Amerika nach sich ziehen
könnte, einer Auffassung, die am zutreffendsten von der »Washington
Post« (9. Juli) wiedergegeben wird: (-,Die Erfahrung lehre die
Amerikaner, mit ihrer Begeisterung gegenüber einer Verständigung
zurückzuhalten,bis wir sicher sind, ob nicht die Vereinigten Staaten

diese Vereinbarung sinanzieren sollen.«), so zollt man auch dort der

Verständigung uneingeschränktes Lob. »Herr von papen«, schreibt
die »New york Times« am 10. Juli, »nimmt einen Vertrag mit
nach Hause, der mehr enthält, als Stresemann noch vor wenigen
Jahren zu träumen gewagt hat.« Nach der »Evening Post«
(9. Juli) ist »die Regelung der Reparationsfrage die positivste und

hoffnungsvollste Entwicklung in den internationalen Beziehungen
seit dem Beginn der Depression. Sowohl Herriot als auch von

Papen hätten sich als entschlossene Veteidiger der Interessen ihrer
Länder erwiesen, und es erscheine unmöglich, daß ihre Tandsleute
eine Einigung, die von so großem Vorteil für beide Länder sei,
mißbilligen könnten««.

Der Frieden Von TZMD9. JUN1802 - Von FachstudieudikekipkDk.Giogek,Tiisit
Der Tag, an dem vor 125 Jahren in Tilsit der Friede unter-

zeichnet wurde, ist ein bedeutsamer Wendepunkt in der Geschichte
Preußens geworden. Ungeheuerlich waren die Forderungen, die

Napoleon im Bewußtsein seiner Macht hier stellte. In der Schlacht
bei Friedland hatte er die Russen vernichtend geschlagen, die Preußen

waren bis zu den äußersten Grenzen gedrängt worden Und konnten
keinen ernsthaften Widerstand mehr leisten. Napoleon stand aus der

Höhe seiner Macht und konnte diktieren. Und doch kam es nicht
so, wie er es gern gewollt hätte. Die völlige Vernichtung Preußens
gelang ihm nicht. Seine Absicht, aus Preußen ein französisches

In Tilsit wurde am D. Juli 1807 das Diktat Napoleono unterschrieben. Unsere Bilder zeigen: I. Alte Speicher; 2. Graf Kalckreuth unten-zeichnet ven Tilsiter Frieden;
Z. Das berühmte Gespräch zwischen Napoleon l. und ver Königin Luise; die Königin: die Rose nicht ohne Magdeburg; 4. Königin Luise auf der Flucht nach Money

Januar 1807; F. Die neue Königin-Luise-Brücke in Tilsitz s. Das Tilsiter Rathaus-

M
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Vasallenkönigreichmit seinem Bruder Jeröme als König zu machen,
konnte er nicht durchführen,weil Alexander diesen Plänen energisch
widersprach. Schon bei der ersten Zusammenkunft auf einem Memel-

floß merkte Napoleon, daß Alexander weder durch-Schmeicheleien
noch durch Drohungen von seinem Bundesgenossen Preußen abrücken
wollte. Das Angebot Napoleons, die Welt unter

Rußland und Frankreich zu teilen, die Weichsel
als Grenze festzusetzen, wurde abgelehnt. Der

Sieger kochte vor Wut. Es ging nach zeitgenössischenBerichten
bei »den Verhandlungen zum Teil sehr erregt und laut her. »Es muß
immer ein ausgesprochener Haß gegen die Franzosen in den Herzen
der Preußen bestehen. Diese Völker können sich nicht versöhnen,
und ich will es wenigstens in die Unmöglichkeitversetzen, mir zu
schaden.«Diese Worte Napoleons zu Alexander waren der Ausgangs-
punkt der ganzen Friedensverhandlungen. So forderten die Fran-
zosen, daß Preußen alles Land westlich der Elbe an ein neu zu
gründendes Königreich Westfalen, Ansbach und BaYreuth an Bayern
abtreten sollte. Auf das GroßherzogtumWarschau, das 1795 bei der
dritten Teilung Polens zu Preußen gekommen war, mußte ver-

zichtet werden«

Ein letzter Versuch, mildere Bedingungen zu erreichen, sollte
durch die Königin Luise unternommen werden. Auf Bitten des

Königs kam sie am 4. Juli von Memel nach Piktupönen, wo sie
im Pfarrhaus Wohnung nahm. Nach eingehenden Besprechungen
mit Hardenberg und Kaiser Alexander am s. Juli fuhr sie am 6. Juli
nach Tilfit und stieg im »Luisenhaus« am Schloßmühlenplatz ab.

Hier hatte sie die erste Unterredung mit Napoleon, die etwa eine
Stunde dauerte. Napoleon konnte sich dem Einfluß dieser Frau
nicht entziehen. Er zeigte sich geneigt, nachzugehen. Die Königin
bat vor allem für Sachsen und die Altmark, die ,,Kernlande
Preußens, die durch tausenderlei Bande mit dem Königshause ver-

bunden waren«. Aber alles Bitten prallte an dem harten Manne

ab: Wisderwillig folgte die Königin der Einladung Napoleons zum
Essen. Noch einmal versuchte sie wenigstens Magdeburg zu retten.

Vergebens. Das Schicksal nahm seinen Lauf.

»

Am 7. Juli wurde von Napoleon und Alexander der Friede von

Tilsit unterzeichnet, und am 9. Juli schloß Preußen den

Schmachfriedenvon Tilsit ab, die Landabtretungen hatten
Preußen zerrissen. Jahrhundertelange Aufbauarbeit war zerstört. Aber

Napoleon wollte mehr. Er wollte ,,Preußen- demütigen,
daß es nicht mehr eine Macht in der politischen
W aage Eur op as ist«. Daher mußte sich Preußen verpflichten,
nur 42 000 Mann Soldaten unter den Waffen zu halten. Fein .

ausgeklügelt hatte Napoleon aber das System zur wirtschaftlichen
Aushöhlung Preußens. Jm Friedensvertrag mußte sich Preußen
verpflichten, Kriegskosten in einer später festzusetzenden Höhe zu

zahlen. Bis zur Ableistung der Kriegsschuld sollte eine französische
Besatzungsarniee in Preußen bleiben. Nun wurde das Land aus-

gesogen. Die Requisitionen wurden rückfichtslos durchgeführt und

trafen jeden einzelnen Preußen. Endlich im August nannten die

Franzosen 150 Millionen Mark. Alle Anstrengungen wurden ge-

macht, die Summe abzudecken. Kronschatz und Tafelsilber der

Königin mußten geopfert werden. Kaum hatte man die Summe

abgezahlt, als im Oktober neue Forderungen gestellt wurden. Noch
112 Millionen Mark betrug die Rechnung. Das überstieg die Kräfte
Preußens. Fast hundert Jahre hat das Land an diesen Lasten
getragen.

f

Durch sdas ganze Volk ging jetzt ein Erwachen. Die Königin
Luise schrieb an ihren Vater die bezeichnenden Worte: »Es wird

mir immer klarer, daß alles so kommen mußte, wie es gekommen ist.
Die göttliche Vorsehung leitet unverkennbar neue Weltzustände ein,
und es soll eine andere Ordnung der Dinge werden, da die alte

sich überlebt hat und in sich selbst als abgestorben zusammenstürzt.
Wir sind eingeschlafen auf den Lorbeeren Friedrichs des Großen,
welcher, der Herr eines Jahrhunderts, eine neue Zeit schuf. Wir

sind mit derselben nicht fortgeschritten, deshalb überflügelt sie uns.«
Diese Erkenntnis wurde Allgemeingut aller Preußen. Ein neuer

Geist zog in die Herzen ein. Der Haß gegen Napoleon, dessen Faust
jeder im Nacken spürte, wurde immer größer. Der Wille zur Freiheit
wuchs. Die Reden von Fichte und Schleiermacher, die Worte von

Arndt und Körner, von Schenkendorf, Kleist und Rückert zündeten
ein gewaltiges Feuer an. Der Rütlischwur aller Preußen war die -

Antwort auf die unerhörten Bedrückungen des Korsen. So hat
der Frieden von Tilsit schließlichdoch Segen gestiftet Vom Osten
aus kam das Licht, kam die Befreiung Europas aus den Fesseln
des machtgierigen Korsen. Ohne Tilsit hätte es gewiß kein Leipzig
gegeben. So wurde der Tat vor 125 Jahren der Geburtstag des

neuen, besseren Preußen.
-

Die finanzielleLage der Gozialversicherung
Von Oberregierungsrat Dr. Münz

Vor kurzem war ein halbes Jahrhundert ver lo en, eitdem die

BotschaftKaiser Wilhelms I. vom 17. NovemberfIISIdLnGrund-
stein zur deutschen Sozialversicherunglegte. Es ist ein tragisches Ge-
schick, daß gerade jetzt die

deutsche Sozialversicherung um

ihren Bestand ringen muß. Es
war daher eine der ernstesten lnvalidenvenidieiunq

nicht hinreichen, um eine Dauerheilung herbeizuführen Sicherlich wäre
es auch nicht richtig in Krisenzeiten, die noch keine sichere Prognose
der Entwicklung in den nächstenJahren stellen läßt, eine solcheHeilung

zu versuchen. Denn ausreichende
finanzielle Grundlagen für das

Reformwerk werden erst nach
Rückkehr einigermaßen normaler

Sorgen der Reichsregierung,
welche Maßregeln ergriffen wer-

den müssen, um die Sozialver-
ficherung, diese große Errungen-
schaft auf sozialem Gebiet, durch
die Nöte der Zeit hindurch-
zusteuern. Bereits die Notver-
ordnungen vom 5. Juni und
s. Dezember 1931 hatten ent-

scheidendeÄnderungen in den
Leistungen der Unfall-, Jnvalis
den-, Angestellten- und der

knappschaftlichen Pensionsver-
sicherung vorgenommen. Trotz-
dem reichten diese Maßnahmen
nicht aus, um die Versicherungs-
zweige gesund zu machen; denn

der Schrumpfungsprozeßder
Wirtschaft, die Weltkrife, machte
weitere Fortschritte, und das
weiter bestehende Mißverhältnis

m unisonen kaum
Amen i»no«

Entwicklunqund ieictsder Month-sen kosten

IQMW Wink-öqu

:

ZEIT-is

wirtschaftlicher Verhältnisse und

nach Beendigung der gegenwärti-
gen außerordentlichenKrise vor-

’« «

-

dass-den sein. Drei Faktoren sind
es nämlich, die für die finanzielle
Fundierung der Sozialversiches
rung maßgebend sind: die Bei-

träge der Arbeitgeber, der Arbeit-

nehmer und die Zuwendungen
von Reichs wegen. Niemand
kann heute schon voraussehen,
wie in absehbarer Zeit »die
Leistungsfähigkeit dieser drei

Faktoren sein wird. Man muß
sich auch darüber klar sein, daß
in finanzieller Hinsicht die in

derOffentlichkeit jetzt so viel-

fach erörterten Pläne der Ver-

waltungsreform in der Invali-
denversicherung und der Neu-

gestaltung des Einflusses von

in Millionen M

zwischen Einnahmenund Aus-
gaben wurdestarker.Deshalbmußte die Notverordnung vom 14. Juni
1937, die ausdrücklichals einen ihrer Hauptzwecke die Erhaltung der.

Sozialversicherungbezeichnet,weitere entscheidende Leistungskürzuns
gen in allen Rentenversicherungenbringen. Aber selbst diese werden

Reich und Ländern auf die Orga-
nisation und die Durchführung der Sozialversicherung keine ausschlag-
gebende Rolle spielen. Von hier aus allein kann. keine entscheidende
Erleichterung der finanziellen Lage der Sozialversicherung kommen,so
notwendig es auch sein mag, diese Frage einer Lösung zuzuführen.
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Die Gefahren, die die finanzielle Lage der Sozialversicherung zur
Zeit so stark bedrohen, haben in der Hauptsache zwei Ursachen: ein-
mal kommen die Gefahren in allen Zweigen der Sozialversicherung
von den immer mehr zunehmenden Beitragsverlusten. Das kann
man sogar für die Angest«elltenversicherung,die am längsten eine un-

gewöhnliche Widerstandskraft zeigte, feststellen. In der Invaliden-
versicherung werden voraussichtlich im Jahre 1932 die Einnahmen
aus den Beiträgen um 40 v. H. geringer sein als 1929. Am schärfsten
ist der Rückgang-in der knappschaftlichen pensionsversicherung, wo

idie Beitragseinnahmen gegenüber 1929 sogar sum 60 v.H. zurück-
gegangen zind

Die schlimme Lage des Baumarktes und der damit

zusammen ängenden Wirtschaftszweige zwingt infolge der Ein-

schrumpfung der Lohnsumme die Arbeitgeber zu Beiträgen, die ein-

fach nicht mehr zu erschwingen sind. Besonders notleidend ist die

landwirtschaftliche Unfallversicherung.,
Zu diesen Beitraigsverlusten kommt eine gefährlicheRückwirkung

aus einem Teil der Versicherungsgesetze, die in den Jahren 1925 bis

1929 entstanden sind, hinzu. In diesen Jahren glaubten wir eine

Hochkonjunktur zu haben, während diese Zeit, wie wir heute wissen,
eine Zeit der Scheinblüte war. Das shat man übersehen, als man

nach der Jnflation die Sozialversicherung wieder aufbaute. Man

hatte damals vergessen, daß der Krieg mit seinen Begleiterschei-
nungen all das Kapital, das eine Vorkriegsgeneration erarbeitet

hatte, vernichtet hatte. Die Betriebe arbeiteten damals mit zuwenig
Eigenkapital und mit zuviel Leihkapital. In einem kapitalarmen
Lande damit eine gefestigte und widerstandsfähi e Wirtschaft zu
betreiben, ist unmöglich. Deshalb war es damas falsch, soziale
Leistungen in einem Maße zu gewähren, das auch die Kräfte einer

gesünderenWirtschaft, als die deutsche es war, überstieg. Die Reichs-
regierung war daher in der Zwangslage, die Leistungen wieder auf
das rechte Maß zurückzuführen, um so auch den engen Wechsel-
beziehungen zwis en Wirts aft Und Sozialpolitik Rechnun zu tragen.

Zndiesem usammen ang sei noch auf folgendes ingewiesen.
Die ozialversicherung weist heute andere versicherungstechnische Be-

dingungen als früher auf. Jnfolge des starken Geburtenrückganges
haben wir einen anderen Altersaufbau in der deutschen Bevölkerung.
Die Schicht der junge-n Iahrgänge ist wesentlich kleiner geworden
als die »der älteren Jahrgänge. Infolgedessen sind heute viel mehr
Menschen sozialversicherungspflsichtig als früher. Daher müssenheute
in viel größerer Zahl als früher ältere Menschen unterhalten werden.

Was das bedeutet, mögen die nachfolgenden Zahlenangaben hinsicht-
lich der Entwicklung sder Renten in der Invalidenversicherung zeigen:

Jnvalidens Witwen- Waisen-
renten

Ultersrenten
renten renten

1913 1 000 000 87 200 11 700 60 000

1932 2 300 000 40 200 652 000 546 000

Dabei ist -zu bedenken, daß die durchschnittlichen Leistungen in
den letzten Jahren ständig gestiegen sind. So erhöhte man z. B. in
den Jahren 1928J29 die Invalisdsenrente um 5 RM. pro Monat.

Wenden wsir uns nun den einzelnen Versicherungszweigen zu.

I. Invalidenversicherung
Daß die deutsche Invalidenversicherung sich in ernsten finan-

ziellen Schwierigkeiten befindet, ist schon seit längerer Zeit bekannt.
Die letzte Beitragsfestfetzung in der Invalidenversicherung erfolgte im

Jahre 1927. Damals nahm man an, daß zum erstenmal im Jahre
1934 sich ein Defizit zeigen wer-de. Die bald danach mit Macht ein-

setzende Weltkrise warf alle Berechnungen über den Haufen und be-

wirkte, daß schon bereits im Jahre 1951 Maßnahmen erforderlich
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wurden, um die ungünstige Entwicklung aufzuhalten; denn schon da-
mals hatte die Invalidenversicherung einen Vermögensverlust von

über 180 Mill. RM. Der Rückgang der deutschen Wirtschaft, Arbeits-

losigkeit, Kurzarbeit und die Senkung der Löhne ließen die Ein-
nahmen ständig zurückgehen,was folgende Übersichtzeigt:

E i n n a h m e n :

« Reichszuschuß —

Jahr Beiträge Zinsetk und JnsgesamtUnd sonstiges
Reichsbeitrag

1913 290,0 70,9 58,5 419,4
1924 362,5 13,4 95,6 471,5
1925 548,9 18,3 161,5 728,7
1926 659,6 115,0 184,5 960,0
1927 875,2 125,3 210,6 1 211,1
1928 1 075,8 ä25,9 325,7 1 527,4
1929 1 092,0 143.4 393,3 1 628,7
1930 986,4 139,3 404,3 1 530,0
1931 819,2 102,7 410,3 1 332,2

A u s g a bzen :

RigiltetålReäiten
Ver-

ein ie . o ne reiwill. waltun s-
Iahr

Reich-« Reich-i Leistungkosten gu. Jnsgesamt
anteil anteil Sonstiges

1913 188,2 129,7 29,9 24,8 242,9
1924 347,8 252,2 23,3 24,7 395,8
1925 547,6 386,1 41,3 38,4 627,3
1926 709,4 524,9 50,5 42,5 802,4
1927 812,3 601,7 60,1 . 45,5 917,9
1928 s 997,3 671,6 78,2 56,1 1 131,6
1929 1 163,3 770,0 97,7 63,4 1 324,3
1930 1 310,1 905,8 99,3 66,0 I 475,4
1931 1 380,1 969,8 69,9 69,8 1 519,8
Während so die Einnahmen ständig sanken, stiegen die Ausgaben

immer wieder an. Man nimmt an, idaß die Zahl der Invaliden-
renten noch insgesamt bis auf etwa 4,4 Millionen und die Zahl
der Witwenrenten auf 1,5 Millionen steigen wird. Jnfolge des
Geburtenrückganges werden allerdings »die Waisenrenten langsam
abfallen. Der Durchschnitt der neuen Renten wäre allmählich auch
von etwa 47 bis 48 RM. auf 55 bis 56 RM. angestiegen, wenn

vnicht jetzt eine Senkung der Renten vorgenommen worden wäre.
Das gleiche gilt auch für »die Frauen- und die Hinterbliebenenrenten.

·

Jm Jahre 1952 rechnet man mit einer monatlichen Beitrags-
einnahme von durchschnittlich 55 Mill. RM. Dieser Betrag dürfte
keineswegs als zu pessimistisch angesehen werden, wenn man bedenkt,
daß in den ersten fünf Monaten des Jahres 1952 nur 52,4 Mill. RM.
an Beiträgen eingegangen sind. Das bedeutet eine Jahreseinnahme
(ohne Reichszuschuß und Reichsbeitrag) von 660 Mill. RM. Rechnet
man die sonstigen Einnahmen der Landesversicherungsanstalten
hinzu, so ergibt sich eine Gesamtjahreseinnahme von 740 Mill. RM.
Dem steht eine Ausgabe für Renten in Höhe von monatlich
80 Millionen, jährlich in Höhe von 960 Mill. RM. gegenüber. Die

sonstigen Ausgaben in der Invalidenversicherung betragenmonatlich
10 Mill. Jnsgesamt würden also die Ausgaben 1932
1080 Mill. RM. erreichen. Der Fehlbetrag, der so entstünde, würde
also jährlich 340 Mill. RM. betragen. Gerade diese letzten Ziffern
beleuchteten blitzartig die finanzielle Lage der Invalidenversicherung
Gleichzeitig aber sind sie auch der beste Beweis für die Notwendigkeit

Anqesielitenversicherunq
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der Leistungskürzungen,die die Rotverordnung vom 14. Juni 1932

ausgesprochen hat. Der monatliche Fehlbetrag von jetzt 28 Mill. RM.

könnte, da andere Einnahmequellen nicht in Frage kommen, nur

durch eine Versilberung von Vermögensbeständen der Tandesversiches
rungsanstalten gedeckt werden. Selbst wenn man davon absieht, daß
keine Versicherung ohne einige Rücklagebestände leben kann, ist eine

solche Vermögsensveräußerungheute praktisch ausgeschlossen. Wie fast
überall, so ist bei sden Hypotheken und Darlehen der Landesversiches
rungsanstalten an eine Rückzahlung in nächsterZeit nicht zu denken.
Es kämen fürseine Veräußerung nur die Wertpapiere in Frage. An

Wertpapierenhaben die Landesversicherungsanstalten rund 378 Mill.

Reichsmarkim Besitz. Davon ist ein Teil bereits verpfändet, so daß
hochstens Wertpapiere zum Rennwert von 250 bis 300 Mill. RM.

zur·Verfügung ständen. Nach dem gegenwärtigen Börsenstand ent-

sprichtdies-er Betrag einem tatsächlichenWerte von etwa 200 Mill.
Reichsmark. Trotzdem werden die Versichserungsträgernichts unter-

lassen dürfen, um Vesrmögensgegenstände,die sich veräußern lassen,
auch zu verwerten. Denn es darf nicht übersehenwerden, daß trotz
der Ersparnisse aus der Notverordnung vom 14. Juni 1932 immer
noch ein Fehlbetrag von 8 bis 9 Mill. RM. monatlich vorhanden ist.
Ferner ist zu berücksichtigen,daß der Fehlbetrag sich dadurch ver-

großernwird daß der Zugang der Renten den Abgang übersteigt.
Die Ersparnisseder Notverordnung wer-den für das zweite Halbjahr
1952 auf rund 120 Mill. RM. geschätzt. Auch diese Zahl beweist,
daß rein rechnerisch die Versicherungsträgerimmer noch nicht so ent-

lastet worden sind, wie es zu einem finanziellen Ausgleich erforder-
lich gewesen wäre. Das Gleichgewicht hätte nur völlig durch eine

Erhöhung der Beitragssätze erreicht werden können. Das aber ist
zur Zeit unmöglich. Allerdings würde das Defizit sofort stark zu-
rückgehen,wenn eine erhebliche Besserung der Wirtschaftslage ein-
treten würde. Dies-e Tatsachen zeigen die ganze Schwere des Pro-
blems der·endgültigen Sanierung der Invalidenversicherung Vor-

läufigbleibt nur zu hoffen, daß diese Sanierunsg möglichstbald ge-

lingt. Die Notverordnung vom 14. Juni 1932 weist einige Wege zu
diesemZiel. Einmal ruft sie die Versicherungsanstalten zur gegen-
seitigen Hilfe auf. Die Anstalten, die Vermögen haben, haben den

schwachen Anstalten Rothilfe zu leisten und erhalten dafür ent-

sÆrechendeErstattungsansprüche.Ferner hat die Reichsregierung die

WJOchtlgungzu zielsicheren Maßnahmen erwirkt, unt in der Sozial-
versicherung Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit, Vereinfachung und

Verbilligung erzwingen zu können. Alle Arbeit-en in dieser Richtung
werden besonders der Invalidenversicherung zugute kommen.

2. Knappschaftliche Pensionsversicherung.
Besondersschlimm von der Krise iwird die knappschaftliche Pen-

sionsversicherunggetroffen. Hier macht sich vor allen Dingen der

chnellsinkendeMitgliederbestandnachteilig auf die finanzielle Ent-

wicklungder Pensionsversicherunggeltend. Auch hat sich hier die

technischeRationalisierung besonders nachteilig ausgewirkt, durch die

immer mehr Menschenaus der Arbeit herausgedrängt sind, während
die Zahl der Pensionsempfängerständig stieg. So ist es heute so weit
gekommen, daßdrei Bergarbeiter zwei Pensionäre und zwei Berg-
angestellteeinen Pensionär durchschnittlich ernähren müssen. Die

Einnahmen in der Arbeiterpensionskasse betrugen im Jahre 1924
126,3 Mill. RM., im Jahre 1931 nur noch 96,5 Mill. RM. Die

Ausgaben für Pflichtleistungen betrugen 1924 70 Mill. RM., im

Jahre 1931 173,9 Mill. RM. Die entsprechenden Zahlen in der An-

gestelltenpensionskasse: 16,9 Mill. RM. und 24,8 Mill. RM. bzw.
4»,4Mill. RM. und Z4,0 Mill. RM. Diese Zahlen beweisen deut-
licher als alles andere, daß Arbeitgeber und Versicherte allein die

Aufwendungen nicht aufbringen können. Die durch die früheren
Notverordnungen erfolgten Leistungskürzungen haben nicht aus-

gereicht, um das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben
herzustellen. Die Reichsregierung befand sich daher auch bei diesem
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Zweig der Sozialversicherung in der Zwangslage, Kürzungen der

Renten vorzunehmen. Die Lage, die die Reichsregierung vor dem

Erlaß der Notverordnung vom H. Juni 1932 vorfand, ergibt sich
aus folgenden Angaben: .

Einnahmen
.

Ausgaben

Yh I Ang. Arb. I Ang.

Pens.-Kass e Pens.-Kasse

Beiträge ..... . . 60,0 19,0 1 pflicht. l

leistungen. . 165,0 33,0
Reichsinittel . . . . 67,0 3.0 Freiwillige

"

Leistungen . 3,0 1,0
Sonstiges . . . · .. 4,0 3,9 Sonstiges . . .. 7,() » 1,5

Insgesamt ... .· 131,0 25,9 Jnsgesamt. .. 175,0
)

85,5
Fehlbetrag . . . . . 44,0 9,6

Außer den in der vorstehenden Tabelle ausgeführten Reichs-
mitteln hat die Reichsregierung in den Haushalt für 1932 weitere

25 Mill. RM. eingestellt. Da das De izit aber 44 Mill. RM. in der

Arbeiterpensionskasse und 9 bis 10 ill. RM. in der Angestellten-
pensionskasse betrug,' konnte der Ausgleich nur in der Leistungs-
kürzung gefunden werden. Es sind die gleichen Kürzungen wie in

der Invalidenversicherung und Angestelltenversicherung vorgenommen
worden. Immerhin steht der Pensionsbetrag noch in einem ansehn-
lichen Verhältnis zu »dem Nettolohn, den heute der aktive Bergmann
verdient. Im Reichsdurchschnitt erhält ein berufsunfähiger, aber

noch nicht invalider Bergarbeiter eine Pension von monatlich
60,80 RM. Trat der Fall der Invalidität ein, o erhielt er noch die

reichsgesetzliche Invalidenrente von etwa 53 R . monatlich. Durch
die Anwendung der Ruhensvorschriften minderte sich die Pension
um 19,15 Reichsmark. Danach bekam der invalide Bergmann durch-
schnittlich 94 RM. im Monat. Durch die Rotverordnung vom

14. Juni 1952 trat eine Kürzung der Invalidenrente und der

Pension um je 6 RM. monatlich ein, so daß der Durchschnittsbetrag
noch 82 M. monatlich ist. In der Angestelltenpensionskasse betrug
im November 1951 das durchschnittliche Ruhegeld — ohne Kinder-

zulage —-

1Z7,17 RM., das Altersruihegeld 135,92 RM. das

Witwengeld 66727 und die Waisenrente Zo,s4 RM. Diese ahlen
zeigen, daß sich die Leistungskürzungen in bezug auf das Angestellten-
ruhegeld nicht so stark auswirken wie in der Arbeiterpensions-
Dass-e. Die Ersparnis in der Angestelltenpensionskafse stellt sich auch
nur auf 1,6 Mill. RM. im Jahre. Hier wird noch ein restlicher
Fehlbetrag übrigbleiben. Der Selbstverwaltung der Angestellten-
pensionskasse kann zugemutet werden, den erforderlichen Ausgleich
durch eigene Maßnahmen herbeizuführen

Z. Angestelltenversicherung.
Bei der Angestelltenversicherung ist die finanzielle Lagenicht so

ungünstig wie bei der Invalidenversicherung Das erklärt sich vor

allen Dingen daher, daß die Angestellten-versicherung als Jüngerer
Versicherungszweig nicht soviel alte ungedeckte Lasten wie die
Invalidenversicherung zu übernehmen atte. Aber«da auch hier kein

Anwartschaftsdeckungsverfahren besteht, so ist leicht .zu berechnen,
wann in der Angestelltenversicherung die Ausgaben die Einnahmen

übersteigen. Das würde nach dem Stand vor der Rotverordnung
vom 14. Juni 1932 in etwa zwölf Jahren der Fall sein.·Aber»auch
in der Angestelltenverficherung hat sich die Wirtschaftskriseain eineni
Rückgang der Beitragsseinnahmen bemerkbargemacht. «Wahre»ndim
Mai 1930 die Einnahmen noch ZZ,Z Mill. RM. und im Mai 1931

noch 27,8 Mill. RM. monatlich betrügen, gingen sie im Mai 1952

auf 2Z,o Mill. RM. zurück. Ein Bild über die finanzielle Entwick-
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lung der Reichsversicherungsanstalt für Angestellteergibt sich aus

der nachfolgenden Zusammenstellung:

Einnahmen Ausgaben

in Millionen Mark

«»i-" d a v o n ·

.
X

Ge» ·

«

————————— betr.i. v.H. der

-
msge

Bei.
Er- Versicherungs- —

schäm· samt Zinsen stat-
träger Gesamt- Beitrags-

lallr träge t. l eigene
eins ein-

Ungen Ausg. luusgab· nahmen nahmen

1924 142,4 125,6 14,2 I —- 29,3 29,3 20,5 28,3
1925 210,9 185,7 24,0

,
—- 66,5 66,5 31,5 35,8

1926 294,7 245,7 37,0 7,4 87,3 77,2 29,6 3«1,4
1927 340,0 280,9 48,0 11,1 108,0 95,5 31,7 84,0
1928 406,4 317,1 66,9 17,3 138,7 119,1 34,1 37,6
1929 495,9 372,3 93,6 25,2 186,2 157,1 37,5 42,2
1930 547,8 385,1 123,4 35,1 224,8 1 85,3 41 ,0 48,1
1931 523,8 . 343,4 134,3 l 42,9 263,2 213,9 «50,3 62,3

Die Zahl der Leistungsempfänger ist bei den Ruhegeldern 1951

auf 159 867, bei den Witwen- und Witwerrenten auf 73 782 und bei

den Waisenrenten auf 41 249 angestiegen. Das Gesamtvermögen der

Reichsvsersicherungsanstalt für Angestellte betrug Ende des Jahres
1951 1895,4 Mill. RM.

Wenn man bei dieser Lage auch nicht von einer akuten Gefahr
sprechen kann, so galt es doch drohenden Gefahren vorzubeugen.
Deshalb sieht die Notverordnung vom 14. Juni 1932 auch für die

Angestelltsenversicherung Kürzungen an den Ruhegeldern und Hinter-
bliebenenrenten vor. Die Ersparnisse wer-den sich allerdings nicht
völlig zugunsten der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte aus-

wirken, sondern zu einem Teil der Invalidenversicherung zugute
kommen. Immerhin werden die Ersparnisse der Angestelltenversiches
rung 7 Mill. RM. betragen.

4. Unfallversicherung
Auch in der Unfallversicherung wird es immer schwieriger, die

Einnahmen und Ausgaben in Einklang zu bringen. Jn besonders
finanziellen Schwierigkeiten befindet sich die landwirtschaftliche Be-
rufsgenossenschaft, die der Reichspost schon seit längerer Zeit
14-Mill. RM. schuldet. Die Lage der einzelnen Berufsgenosfens
schaften ist nicht gleichmäßig. Hier macht sich die Verschiedenartig-
keit der wirtschaftlichen Lage der einzelnen Gewerbe bemerkbar. Hin-
sichtlich der gesamten finanziellen Lage ist folgendes zu sagen: Die

Einnahmen in der Unfallversicherung betrugen im Jahre 1«930
384,8 Mill. RM. Wie hoch die Einnahmen im Jahre 1931 sind,
läßt sich zur Zeit noch nicht einwandfrei sagen, sie werden aber

zweifellos geringer sein als im vorhergehenden Jahre. Die Ausgaben
betrugen im Jahre 1930 429,1 Mill. RM. und im Jahre 1931

418,3 Mill. RM. Die Verwaltungskosten betrugen im Jahre 1931

59,1 Mill. RM. Nennenswertes, zur Veräußerung geeignetes Ver-
mögen ist nicht vorhanden. Die durch das Gesetz vorgeschriebenen
Rücklagen waren bei Ausbruch der Krise verhältnismäßig klein, da

damit erst im Jahre 1924 begonnen worden ist. Die Folge ist, daß
eine immer mehr zusammenschrumpfende Wirtschaft alle die Unfall-
folgen trage-n muß, die eine gut beschäftigteWirtschaft in den letzten
vier Jahrzehnten verursacht hat. Besonders nachteilig wirkte sich
bei den gewerblichen Berufsgenosfenschaften der Rückgang der Lohn-
summe aus, die für die Berechnung des Genossenschaftsbeitrags ent-

scheidend ist. Dieser Rückgang mußte naturgemäß eine Erhöhung
der Beiträge zur Folge haben. Um den Berufsgenossenschaften eine

Erleichterung zu bringen, hatte bereits die Rotverordnung vom

s. Dezember 1931 die kleinen Renten beseitigt und die Kinder-

zufchläge und Waisenrenten eingeschränkt. Dadurch entstanden Er-

sparnisse bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften in Höhe von

29 Mill. RM. und bei den landwirtschaftlichen Berufsgenosfenschaften
in Höhe von II Mill. RM. Durch den Wegfall ider auf eine zwei-
jährige Laufzeit beschränkten20prozentigen Renten ist in den nächsten
Jahren mit weiteren Erfparnissen zu rechnen. Da in Zukunft Renten
unter 20 v. H. überhaupt nicht mehr bewilligt werden, so werden sich
die Ausgaben der Berufsgenossenschaften, wenn noch Gehaltskürzungen
und Verbilligung des Heilverfashrens hinzukommen, weiter erheblich
vermindern. Trotzdem wir-d sich aber die Lage im Jahre 1932 noch-
dadurch v-erschlechtern, daß das Arbeitseinkommen in diesem Jahre
im Durchschnitt erheblich zurückgegangenist. Aus diesem verkleinerten

Lohnfonds müssen nun die Unternehmer die Beiträge auch für das

Jahr 1931, wo die Einnahmen höher waren, bezahlen. Dadurch sind
für viele Betriebe, zumal keine Rücklagen an Betriebsmitteln vor-

handen sind, neue finanzielle Schwierigkeiten entstanden. Wollte man

daher die Unfallversicherung in ihrem Bestsande erhalten, so mußten
erneut von Unternehmern und Versicherten Opfer gebracht werden.
Die Rotoerordnung vom m. Juni 1932 hat daher auch eine Renten-

kürzung in der Unfallversicherung vorgenommen, Kürzungen, die aber
viel geringer als in den übrigen Zweigen der Sozialversicherung sind.
Es war nur gerecht, daß man hier eine Staffelung vorgenommen hat.
Man hat unterschieden zwischen »den Renten für Unfälle aus der

Zeit vom 1. Juli 1927 bis 31. Dezember 1931 und den Renten für
Unfälle, die nach dieser Zeit liegen. Ebenso wie sich die gesunden
Arbeiter in dieser Zeitspanne erhebliche Lohnabzüge gefallen lassen
mußten, so mußten auch Idie Renten aus dieser Zeit, deren Berech-
nung der Iahresarbeitsverdienst aus der damaligen Zeit zugrunde
lag, mehr gesenkt werden als die Renten, für deren Berechnung der

heutige geminderte Jahresarbeitsverdienst zugrunde liegt. Die Er-

sparnisse, die dadurch erzielt werden, werden für die gewerblichen
Berufsgenossenschaften auf etwa 17 Mill. RM. und für die landwirt-

schaftlsichen Berufsgenossenschaften auf 5 Mill. RM. jährlich geschätzt.
Es sei«nochbetont, daß durch diese Leistungskürzungender Ver-

sicherungshaushalt nicht ausgeglichen wird. Die Reichsregierung hat
aber davon abgesehen, die Sanierung allein auf Kosten der Ver-

sicherten vorzunehmen. Sie wendet sich auch an die Unternehmer.
Sie erklärt nämlich, »daß alle gewerblichen Berufsgenofsenschaften
solidarisch für die Hälfte der in der gewerblichen Unfallversicherung
zu leistenden Postvorschüfse haften. Somit müssen leistungsfähige
Berufsgenossenschaften für die leistungsschwachen eintreten. Bei-den

landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften hat man von einer Ge-

samthaftung abgesehen, da hier wohl alle Berufsgenossenschaften zur
Zeit finanziell geschwächt sind. Hier hat man es bei der Haftung
der Länder für die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften be-
wenden lassen, gleichzeitig aber den Ländern die Befugnis gegeben,
bei der Gewährung der Renten an versicherte landwirtschaftliche
Unternehmer gewisse Beschränkungen anzuordnen. «

In der Krankenversicherung hat sich naturgemäß die

Wirtschaftskrise ebenfalls bemerkbar gemacht. Noch im Jahre 1930
überstiegen die Einnahmen die Ausgaben. Allerdings trat bereits in

diesem Jahre ein starker Rückgang in der Mitgliederzahl ein. Die

Notverordnungen des Jahres 1930 hatten aber den nötigen Ausgleich
herbeigeführt Jm Jahre 1951 fiel weiter die Zahl der Mitglieder
um mehr als eine Million. Infolgedessen sanken auch beträchtlich
die Einnahmen, nämlich von 2139 Mill. RM. auf 1607 Mill. RM.
Die Ausgabe-n fielen nicht ganz in demselben Ausmaße. Während
diese im Jahre 1950 2010 Mill. RM. betrügen,waren sie im Jahre
1931 1617 Mill. RM. Das Defizit konnte aber ohne weiteres aus

den Rücklagen gedeckt werden. Soweit bisher das Jahr 1932 über-
blickt werden kann, läßt sich feststellen, daß die Einnahmen und die

Ausgaben weiter rückläufig sind. Allerdings liegen dabei die Ein-
nahmen etwas über den Ausgaben. Das läßt sich naturgemäß damit

erklären, daß der Krankenstand bisher verhältnismäßig günstig war.

Da hiernach in diesem Zweig der Sozialverficherung keine akuten Ge-

fahren ge eben waren, konnte die Notverordnung vom ja. Juni l932 von

weiteren ingriffenabseheiu Die Krankenkassen müssenaber auch weiterhin
auf das sparsamste wirtschaften, umjeder sinanziellen Gefahr vorzubeugen.
Daß die durch die Rotverordnung vom 14. Juni 1932 aus-

gesprochenen Leistungskür ungen zwangsläufig und notwendig waren,
ergibt sich daraus am beten, wenn man die neuen Änderungen der

englischen Sozialversicherung betrachtet. Auch die englische Regie-
rung hat sich veranlaßt gesehen, die Leistungen der Kranken- und

Invalidenversicherung erheblich einzuschränken. Die Gründe sind
genau die gleichen wie in Deutschland. Die vorgenommene Kürzung
der englischen Jnvalidenrenten macht z. B. für verheiratete Frauen
ZZzH v.H. aus, während bei uns die Renten auf Grund der letzten
Notvserordnung nur um etwa 16 v.H. herabgesetzt wurden. Ferner
bringt das neue englische Gesetz eine nicht unerhebliche Herabsetzung
der Krankenkassenleistungen für Arbeitnehmer,
arbeitslos gewesen find. ·

Wenn man sich die finanzielle Lage fast aller Zweige der Sozial-
verficherung ansieht und daran die Vorschriften der Rotverordnung
vom 14. Juni 1952 mißt so muß man zu der objektiven Feststellung
kommen daß es falsch it, von einer Zerfchlagung der Sozialpolitik
zu sprechen.Es ist lediglich ein Abbau der Leistungen erfolgt, nicht
aber ein Abbau der Einrichtungen. Und dieser Abbau der Leistungen darf
nichtals ein bloßesOpfer und ein Verzichtbetrachtet werden, sondern als das

notwendigste Mittel, um die Sozialversicherungals Ganzes zu erhalten.

Die X. Glympifchen sysele in Los Angeles - MÆFIZUZLYZIÆFMÆHAuswe-
Unberührt von der die amerikanische Prosperität in ihren

Grundfesten erschütterndenWeltkrise hat das-Amerikanische Organi-
sations-Komitee für die Spielein Los Angeles seine pläne in vollem

Umfang durchgeführt. Alle Nachrichten, auch von deutscher amt-

licher Seite, bestätigen,daß alle nur denkbaren Erleichterungen für
dieses größte Weltfeft der Jugend aus Zo oder 40 Nationen muster-
gültig getroffen sind. Ein Zeichen, wie tief der Sport und seine

US

höchsteAustragung, der olympische Gedanke, alle Kulturnationen er-

greifen, ist die Tatsache, daß, soweit bis jetzt bekannt, auch nicht eine
der für den Sport maßgebendenNationen sich fernhalten wird.

Auch in Deutschland ist es gelungen, die Mittel für die Beschickung
der Spiele aufzubringen. Die Grundlage bildete der Beitrag, den

jeder Sportverband für jeden von ihm gemeldeten Spieler einzahlen
mußte; hinzu traten reiche Spenden der deutschen Wirtschaft, um so

die längere Zeit
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bemerkenswerter, weil fie zeigen, wie die Notwendigkeit sportlicher
Betätigung auch hier anerkannt wird. Entsprechenddem Brief, den

der frühere Reichskanzler, Dr. Brüning, Ende vorigen Jahres an

mich gerichtet und in dem er die Teilnahme Deutschlands an den

Spielen freudig begrüßt und gut-
hieß, hat auch die Regierung

Turnerschaft sich nicht zur Entsendung einer Riege hat entschließen
können, die sicher vorzüglicheAussichten gehabt hatte.

«

.

·

Niemand wird sportliche Erfolge voraussagen konnem Wir

wiss-ennicht, wie die lange Reise von vier Tag-en und Nachten durch
die südlichenStaaten der ameri-

.

—

. kanischen Union, das pazifische

ko«pzpeeeiiiSsixname-sen Be DieAusbreitunades sportqecsankens zM Ekzxzrüzzeausegziispzzzrag f r dæ viele .belgesteuert« und empfängliche Mannschaft
So konnte."dæ deutsche -

»d- einwirken. Aber eins steht fest,
Mannschaft7 dle stärker ge· is daß diese aus den Millionen

worden ist, als ich es anfäng-
lich wünschte, am 10. Juli mit
dem herrlichen Dampfer des

Norddeutschen LloYd ,,Europa«
die Uusreise antreten. Alle

Mannschaftsführer wie Mann-
fchaften reisen in der Touristen-
klasse, so daß die nötige spott-
liche Einfachheit sich ohne wei-
teres als Lebensregel ergibt.
Die deutsche Mannschaft, soweit
sie von Deutschland kommt, um-

faßt einige 70 Köpfe, darunter
7 Frauen; hinzu treten die nöti-

gen Verbandsführer, ein Arzt,
Masseure, ein vom Norddeutschen
Tlost dankenswerterweife über-

lassener Koch und die nötigen
Trainer. Wegen der Kosten

in Millionen

1" u 19 22 ed
msroooioiseozusm

DieinDeutschlandinden sollörpeysportverbänden

Organisiertensinvon lisunoenkw
der Bevölkerung-«ss F Deutscher ausgesuchten Wenigen

576 mit reichen Erfahrungen zurück-
kehren und dem deutschen Sport
neue Erkenntnisse und neue Un-

schauungen zuführen werden.

Wer glaubt, daß die Teil-

nahme an diesen Spielen, weil

sie international sind, den höchsten
nationalen Ideen widerspräche,
mag sich eine Lehre ziehen aus

der begeisterten Förderung, die

Mussolini der italienischen
Mannschaft, der stärksten, die

Europa entsendet, hat zuteil
s« werden lassen: Er hat die 130

jungen Jtaliener um sichgeschart
und mit flammenden Worten zu

ihnen gesprochen; die Glocken des
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und der Gefahr für das un-

ersetzbarePferdematerialist auf eine Beteiligung an den reiterlichen
Wettkamper verzichtet. Umfangreich ist Deutschlands Teilnahme in
der Leichtathletikznur im 1500-m-Lauf und in einigen Sprung-
arten, wo wir keine Siegesaussichten besitzen, sind wir nicht ver-

treten. Nach den

glänzenden Erfol-
gen unserer Skul-
ler auf der Henleys
Regatta dürfen wir
mit Vertrauen aus
die deutsche Ruder-

mannschaft blicken.
Die Achter-mann-
schaft der ·,,21mi-
citia«, die von

allen Sachverstän-
digen als die beste,
die Deutschland je
gesehen, bezeichnet
wird, wivd gegen-
über den phans
tastischen Leistun-
gen der Ameri-
·kaner und Kanadier

hart um den Er-

folg ringen müssen«
Das gleiche gilt
von dem Vierer des
Berliner Ruder-
klubs. Jm Wasser-
ballspiel wollen wir
den über Ungarn
in Amsterdam 1928
errungenen Sieg
erneut verteidigen.
Segler, Schweraths

» »

«

leten,Ringer,Boxer,
Fechten Funfkampfer, Radfahrer, ein Teilnehmer im Pistolen-
schießen runden unsere Mannschaft zu ein-er vollen Vertretung des
deutschen Sports, wobei ich erneut bedauere, daß die Deutsche
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ll IZ,0
untermisc-icnsieyMino-By
M

Im
l lcsussctsuss spoCArbeiters-does

note wide-sae- -

As- 25

Uk- 2.0

« lTumer
sts

l«v

P
)

-

. .

»O-
W (

I P
N

O

186070809010001014 1819
Oe

due

Politische Chronik

Stadtturmes in Forli läuteten

und die Kirchenglocken fielen ein.
Bemerkenswert ist, daß, rechnet man die Teilnehmerzahl auf·die

Bevölkerung der Länder um, Deutschland im Verhältnis zu seiner
Einwohnerzahl an letzter Stelle der Nationen steht. Während Finns
land einen Kämpfer auf 85 000 Einwohner entsendet, Schweden
einen auf 138000,s,

—

.

Ungarn auf 252 000,
kommt in Deutsch-
land erst ein Kämp-
fer auf mehr als

900 000 ;Einwohner.
Niemand wird also
mit Grund den Vor-

ftEinie Aussichten der Deutscheng
- beim Olympioi sn U.S.A
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IIIJIIZIBdårbStOrkuJiigspeewerfen»ManWiss-minntWWann-imit-knowsee-o

zu wiss;IIIIng discwenene FHuiiimmnuuis»i!Mn-«umsImIimWcniiniwinimmsIIns
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Vertrauen, mit den 1OOMWanFU!

wärmstenWünschen Dom Mk
.

ihr zur Seite steht,
"

an erster Stelle

unser verehrungswürdiger Herr Reichspräsident,der zu· wieder-

holten Malen der deutschen Mannschaft die wärmsten Wunsche auf
ihre weite Reise mitgegeben hat.

Vom 2I. Juni bis 11. Juli

Abschlußder Lausanner Konferenzi
,

Nach schwierigen Verhandlungen, in deren Verlauf die Kon-

ferenz oft gefährdetwar, kommt in Lausanne eine Verständigung zu-
stande, die vom Reichskanzler von papen in einer Rundfunkrede
dem deutschen Volke erläutert wird (8. 7.). —- Jn einer feier-
lichen Schlußsitzungerfolgt die Unterzeichnung des Lausanner Ver-

trages.
«

Der KonserenzpräsidentMacDonald hebt in seiner An-

sprache hervor, daß keine politische Klausel in den Vertrag hinein-

gekommen sei, daß es aber keinen Frieden und keine Sicherheit

geben werde ohne einen Erfolg sder Ubrüstungskonferenz(9."·z.).
—-

»

Herriot gibt bei seinem Eintreffen in Paris.bekannt, daß in der

Schuldenfrage ein GentlemaniUgreement zwischen England und
Frankreich geschlossenworden ist (10.7.). ·- Jn Berlin·findetein
Kabinettsrat über das Laufanner Ergebnis statt; es wird vollige

Einmütigkeit erzielt. Unschließendempfängt Reichskanzler von Papen
die deutsche Presse (11.7.).
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Ausland:

Zwischen Deutschland und der Schweiz wird ein Devisen-
abkommen abgeschlossen (29.»6.); ein ähnliches Abkommen wird

auch zwischen Deutschland und der Tschechoslowakei unterzeichnet
(1. 7.). —- Die englische Regierung kündigt die Konvertierung
der inneren englischen Kriegsanleihen zum I. Dezember an;
deu Zinsfuß wird von 5 auf 3,5 v. H. herabgesetzt (Zo. 6.).
— Zum Nachfolger des vor kurzem verstorbenen Direktors des

Jnternationalen Arbeitsamtes, Albert Thomas, wird der Eng-
länder Butler ernannt (1. 7.). — Das abgelaufene amerikanische
Haushaltsjahr schließt mit einem Fehlbetrag von 2885 Millionen
Dollar. — Auf der Abrüstungskonferenz stellen die kleineren und

mittleren Staaten die Forderung auf, die Konferenz dürfe sich nicht
vertagen, bevor nicht die Punkte, über die eine Einigung erzielt
werden .könne, erledigt worden seien (2. 7.). —- Zum Kandidaten für
die amerikanische Präsidentschaftswahl wird von »der Demokratischen
Konvention Franklin Roosevelt gewählt (2. 7.); — Das neue süd-
slawische Kabinett wir-d von dem bisherigen Innenminister Srskitsch
gebildet (2. 7.). —- Die englische Regierung erhält vom Parlament
die Ermächtigung, auf jede Einfuhr aus Irland einen Strafzoll bis

zu 100-v.«H.zu erheben (4. 7.). — Die Türkei wird zum Eintritt in den

Völkerbunsd ein-geladen (6. 7.). —- Jn einer Rote ian die polnische
Regierung wendet sich die Danziger Regierung gegen die polnischen
Boykottbestrebungen gegen Danzig (7. 7.). —- In Rordfchweden und

Belgien kommt es zu schweren Streikunruhen. — Zum Abrüstungs-
plan des präsidenten Hoover gibt die englische Regierung im Unter-

-haus und in Genf ein-e Erklärung ab, .in der sie den Hooversplan
begrüßt und gleichzeitig eigene Vorschläge macht (7. 7.). —- Ein

polnisches Anleihegesuch zum Ausbau des Hafens von Gdingen wird
vom französischenFinanzminister abgelehnt (9. 7.).

Reich-
Im Reich kommt es zu schweren Zusammenstößen zwischen

politischen Gegnern; es sind viele Tote zu beklagen. ——"—Durch eine

neue Notverordnung werden alle bestehenden Demonstrationsverbote
aufgehoben (29. 6.). — Der Haushalt für »das Jahr 1932 wird durch
Notverordnung in Kraft gesetzt (Zo. 6.). — Das Reich nimmt bei

einem inländischen Bankenkonfortium einen Überbrückungskredit in

Höhe von 125 Mill. RM. auf (30. 6.). — Durch Reichsgerichts-
entscheidung werden der »Vorwärts« und die »Kölnische Volks-

zeitung« auf fünf bzw. drei Tage verboten.—Zwischen der Deutschen
Volkspartei und den Deutschnationalen wir-d ein Wahlabkommen ge-

schlossen. — Die indirekten Steuern im Saargebiet werden von

der Regierungskommission gegen den Willen des Landesrates erhöht
(4. 7.). — Der deutsch-schwedische Handelsvertrag wird gekündigt
(5. 7.). — Anläßlich der feierlichen Einweihung des Kolonial--
Ehrenmals erläßt der Reichspräsident eine Kundgebung (6. 7.). —-

Die Zahl der Arbeitslosen ist in der zweiten Juni-hälfte um rund

95 000 auf 5476 000 zurück-gegangen.
— Zu Ehren der bei Lange-

marck gefallenen deutschen Studenten findet eine feierliche Friedhofss
einweihung bei ypern statt. Gleichzeitig werden im Reich Gedenk-

feiern abgehalten (10. 7.).
·

Länder-:

Im Preußischen Landtag werden die politschen Amnesties
anträge, gegen die der Staatsrat Einspruch erhoben hatte, ab-

gelehnt, da die erforderliche Zwei-drittelmehrheit nicht erreicht worden

ist (8.7.).

Achter europäischerNationalitätenkongreß
Seit Iahren war man gewohnt, daß die Vertreter der unter-

drückten Volkseinheiten in Europa, die politischen, wirtschaftlichen
und kulturellen Abgesandten svon rund 56 inmitten fremder Staats-
und Herrschervölker wohnender europäischer »Minderheiten« oder

»Volksgruppen«, in Genf dem Völkerbund ihre Klagen und Be-

schwerden sozusagen ins Ohr schrien. Der Bund mit dem falschen
deutschen Ramenz diese Vertretung von Staaten und Regiierungen,
nicht aber von Volksgemeinschaften, blieb all die Jahre taub und

blind. Er entsandte einen· »Beobachter«,der sich zumeist, wenn er

überhaupt da war und es nicht vorzog, sein-e Weisheit später den

Zeitungen zu entnehmen, sichtlich langweilte. Ein paar interessierte
Wissenschaftler, ein paar Vertreter von Zeitungen der Mindersheiten,
ein starkes Echo in den Schweizer Zeitungen, ein schwaches in den

führenden Zeitungen Europas, ein kaum vernehmbares in der großen
übers-eeischenund Weltpresse —- das war der äußere sichtbare »Er-
folg« dieser Kongreßarbieit.

Und doch war sie nicht vergebens! Der ausgezeichnete Präsident
all dieser Kongresse, der Slowenie aus Italien Dr. Wilfan, und

der ideenreiche und unermüdliche Generalsekretär Dr. Ammende

werden sich vor der Geschichte rühmen dürfen, zum Wiederaufbau
Europas, zur geistigen Abrüstung der Haßpsychoseeine Vorberei-

tungss und Aufklärungsarbeit geleistet zu haben, die nicht vergeb-
lich sein wird.

Der a chte K o ngre ß »der letzten Junitage mochte einem zum
Beweis dienen. Erstmals war man von Genf weg nach Wien

gegangen. Es geschah nicht nur aus einem gewissen Distanzgefühl
heraus, um dem Völkerbund auch einmal die kalte Schulter zu

zeigen, sondern es geschah auch aus rein wirtschaftlichen Gründen:

Die Minderheiten, denen man — gerade auf diesem Kongreß wurde

es von idem Sudetendeutschen Dr. peters mit scharfen Worten

gegeißelt, und es wurde das Generalsekretariat beauftragt, für den

näch ten Kongreß einmal eine gründliche Untersuchung dieser wirt-

schafftlichenUnterdrückungsmethoden anzustellen —- mit solchen wirt-

schaftlichen Kampfmethoden den Existenzboden wegnimmt, die man

wirtschaftlich als Einzelmenschen wie als Organisationen ent-

wurzelt, ums sie desto leichter geistig veröden zu lassen und dann als

bequeme Beute assimilieren zu können, diese Minderheiten können es

sich nicht mehr leisten, iihre Vertreter in das teure Genf der üppigen
internationalen Diplomaten zu schicken. Wien ist billiger. Es war

auch williger. Es verfügt über eine alte Tradition in der praktischen
Behandlung von Minderheitenfragen -- und es darf hinzugesetzt
werden: über eine sehr gute und mit den Jahren immer mehr all-

gemein anerkannte Tradition! —, es ist, das bewies die

Befichtigung einer geradezu großartigen privaten tschechifchen
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—-.— Zur Sei-geschickte
Minderheitenschule, auch heute ein in der Behandlung seiner

"

Minderheiten musterhafter und führen-der deutscher Staat, es ver-

fügt zudem über ein-e aktive und wachfame nationale und inter-
nationale Presse, und es ist anzunehmen, daß der Kongreß, dessen
Generalsekretariat ja dauernd in Wien sitzt, auch dank der alten

Verbindungen, die von Polen, Rumänien, Südslawien fund dem
Balkan hierher bestehen, sich dauernd an Wien gewöhnen wird.
Selbst-verständlichwürde man enttäuscht, wollte man nach den

berühmten »praktischen Ergebnissen« eines

fragen. Und wer möchte den immer erneuten Appellgepeinigter und

brutalisierter MinderheitensVölker-Millionen Europas an das so-
genannte ,,Weltgewissen«heute noch ein ,,Ergebnis« nennen? Hat
dieses Europa noch politischen Instinkt genug, um zu spüren, daß
die Ungelöstheit der Minderheitenfragen seine Friedensexistenz be-

droht? Hat es überhaupt noch Gefühl dafür, daß das geduldete
Minderheitenunrecht der ganzen weißen Rasse Europas allmählich
an Ehre und Reputation schadet?

Was sind die heiligsten Güter dieses brüchig und fchadhaft ge-
wordenen KontinentsP Sind es Rechtsordnung und Sittengesetz
oder sind es die kalt-egoistischen Sorgen »von überängstlichen Grenz-
wächtern, es möchte das unzureichende Welt- und Grenzenbild dieses
Europa doch wieder einmal verändert werden können, und es könnte

der aus Haß und Mißhandlung aufflammende Funke dann auch
heute noch für brandsicher gehalten-e Häuser entzünden?

Auch dies-er achte Kongreß war von einer geradezu übernatür-
lichen und peinlichen Mäßisgung: Er hat im vorigen Jahre eine

furchtbare Anklage gegen idie Regierungen Europas in den »Da ge -

berichte n« gerichtet, die er, sorgsam bearbeitet und von allen

Schärfen und Spitzen gereinigt, der Welt gedruckt vorlegte·. Er hat
dieses erschütternde Dokument dieses Jahr um einen Ergänzungs-
band vermehrt und, wenn man so will, ,,«bereichert«. Aber er

duldete nicht, daß über die Lage einzelner Minderheiten auf dem

Kongreß selbst detaillierte Ausführungen gemacht oder gar einzelne
Regierungen angegriffen wurden. Mit dem Einfatz seiner ganzen
Autorität verhinderte das auch dem allzu stürmischen Grafen
Este r h a c y! gegenüber »der Kongreßpräsident,und es gab dem aller-

dings bis zur Ungezogenheit unhöflichen und widerspenstigen Grafen
gegenüber erstmals Kongreßordnungsrufe. Schade, daß man nicht
den V ölkerbund selbst zur Ordnung rufen kann: Denn er saß
eigentlich über die ganzen drei Kongreßtage »auf der A-nklsagebank.
Seine berühmten oder berüchtigten ,,Dreier-Kommissionen«zur Be-

handlung von Minderheitenbeschwerden tagen immer noch hinter
verschlossenen Türen. Ihre Berichte sind spärlich und dürftig, wenn

nicht gar eine »angegriffene« oder beteiligte Regierung durch ihr
Votum überhaupt verhindern kann, daß die Offentlichkeit irgend
etwas über die Verhandlungen erfährt. Die beschwerdeführenden
Minderheiten find immer noch Objekte und dürfen während der

solchen Kongresses
’

hist-«
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Behandlung ihrer Beschwerden weder sich vertreten lassen noch
mündliches Material nachliefern. Der Völkerbund ist immer noch
eine alte Feuerwehr, die nur löschenwill, wenn es bereits brennt
und auch dann mit alten Gäulen und lahmen Mannfchaften erscheint,
zumeist wenn das Haus abgebrannt und seine Bewohner tot sind.
Von einer Reubaus und Brandordnung, die Brände verhüten
soll, will man nichts wissen. Die Scheidung in Staaten, denen der

Miniderheitenschutz als Zwang auferlegt ist, den sie als lästiigeEin-

schränkung ihrer Souveränität empfinden, und in andere, die sich
auf-nichts verpflichtet haben, dauert Ian. Und die Großen leben den

Kleinen eine Minderheitenbehansdlungspraxis vor, die geradezu zur
Widersätzlichkeitgegen die Minderheitenverträge aufstachelt. Die
von dem Kongreß und von nahezu allen internationalen Gremien

verlangtepermanente Kommission des Völkerbunds zur Behandlung
von Minderheitenfragen,auch zur prothlaktischen Behandlung, fehlt
noch immer. Das Beschwerdeverfahren ist noch immer ein Hohn auf
alle Rechtsordnung und ein wahres politisches Satirspiel für
Jronliker«undZyniker. Zum hundertsten und tausendsten Male ist
das in die Welt hinausgeschrien worden — auch wieder in Wien.

Wird der von Genf nach Wien entsandte Völkerbundsv-ertreter,ein

ubrigens ausgezeichneter und prächtiger Däne, Dr. de Krabbe,
seinen hohenHerren davon berichten? Wird er etwas durchsetzenp
Es gibt immer noch Optimisten. Aber die Zahl der Pessimisten hat
doch erheblich zugenommen!

Der von. tiefem sittlichen Ethos erfüllte Lausanner Professor
B ovet predigteden Volksgruppen zwar Geduld. Er pries sie als
die Trager einer neuen Weltanschauung, eines neuen Lebensstils,
als«die Verkünder einer schöneren Zukunft der neben den Staaten
frei und unbehindert bestehenden überräumlichen kulturellen freien
Volksgemeinschaften.Er warnte ivor dem Zwang zur Ausdehnung
des·Minderheitenschutzessan alle Staaten und glaubt an die sozios
logischrechtlicheund«ethischeVeränderung des europäischenWelts
bildes. Aber die Politiker sagen achselzuckend:Er ist eben ein Pro-
fessorl Immerhin, es spricht für sdie Sache der Nationalitäten, daß
sie einen solchenProfessor reden lassen und ihm begeistert zujubeln.
Es spricht fur»sie,daß sie den Vertretern aller christlichen
Bekenntnisse— vor allem dem Meisterredner Drexel als

katholischemGeistlichen —- Gelegenheit gaben darzulegen, wie die

Kirchengeradezudie Verbündeten der freien Volkstumsentfaltung
sind und auf »die Pflege sder Muttersprache und Volkstumsrechte
angewiesensind,

«

Es spricht für sie, daß sie wissenschaftlichen
Fragen einen breiten Raum in ihren Verhandlungen einräumten,
undzdeneinzelnenWissenschaftszweigem der Volkswirtschaft wie der

Soziologie·,der Rechtswissenschaft wie der Volkskunde, eine Fülle
von praktischen Anregungengaben. Erstmals waren diesmal die

Vertreter der einzelnen wissenschaftlichen Volkstumsinstitute als
offizielle Gaste geladen und konnten sich —- Polen, Südslawen,
Ungarn Tschechen und Deutsche — freundschaftlich einander nähern
und sichaussprechen,ebensowie ja ider eigentliche Erfolg dieser
Kongresseimmer der ist, daß Vertreter verschiedener Volkstums-
kreise»Vertreter von 40 Volksgruppen in Ia ver chiedenen Staaten,
sich hier treffen, bewußt gemeinsame Linien suchen,einer Reuords
nung Europas in gemeinsamer Arbeit zustreben. Die Tats ache,
daß trotz aller Meinungsverschiedenheiten,trotz aller menschlichen
und rassischen Verschiedenheiten,hier Deutsche und Tschechen, Polen
und«J-uden,Russen und Ungarn und wie sie alle heißen, an einem
einzigen Ziele und Weltbilde zusammenarbeiten, ist schon erfreulich

bringt.

X «

Liebermanm Bildnis des Neichopräsidenten

genug. Es geht vielen Leuten zu langsam. Das ist verständlich.
Auch die Führ-er, die nun über ein Jahrzehnt lang trotz aller Ent-

täuschungen ihre Gefolgschaft bei der Stange zu halten verstanden,
begreifen, daß es mit »der Geduld der Volksmassen und damit mit

der Autorität ihrer Führung eines Tages zu Ende sein könnte.
Die Saat, die Versailles ausgestreut, bringt die Wirtschaftskrise zu
einer schrecklichen Ernte. Die Arbeitslosigkeit und Wirtschafts-
zerstörung unserer Tage it eine fürchterlich-eSchule gerade für die

schwachen, in fremde taatsvölker eingestreuten Minderheitens
Volksgruppen. Die Führer des Nationalitätenkongresses warnen!
Sie tun ihr Bestes, auch den verantwortlichen Staatsmännern

Europas die Augen zu öffnen. Aber ihre Völker wollen nicht
gläubige Anhänger einer Prophetie eines in nebelhafter Ferne
winkenden Jsdealzustandes sein, sondern sie sind Menschen und

verlangen für ihr Geschlecht, für ihr eigenes Dasein
praktische Hilfe und erträglich-esBestehen und Auskommen.

Auch der Wiener Kongreß war ein Warnungsruf. Wo ist der

Staatsmann Europas, der ihn hörte? Wo ist der Wunsdermann,
der dieses Europa zur Vernunft und zum Verstande likchxPW

Tagung der deutschenVolksgruppen in Europa
Der Verband der deutschen Volksgruppen in Europa hielt am

26. und 27. Juni in Baden bei Wien seine Jahresversammlung ab.

Alle deutschen Minderheitsgruppen aus den europäischen Staaten
war-en durch ihre berufensten Führer vertreten. Der erfreuliche
Eindruck der Tagung, die sich mit kulturellen, politischen und wirt-

schaftlichen Fragen befaßte, war der einer ungewöhnlichen inneren

Geschlossenheit. Das Bewußtsein der Sendung des deutschen Volkes,
im mitteleuropäischenRaum einer neuen Rechts-« und Staatskultur

zum Durchbruch zu verhelfen, die das friedliche Zusammenleben
mehrerer Völker in einem Raum ermöglicht und damit zugleich auf
die Lösung der drängenden Probleme der Abrüstung und der Wirt-

schaftskrise hinarbeitet, gab der Tagung ihre hohe geistig-e Be-

deutung. Daß diese innere Geschlossenheit der deutschen Volks-

gruppen gerade jetzt besonders vonnöten ist, das zeigten überzeugend
eine Reihe von Berichten, die ein Anwachsen der nationalistischen
Welle in Europa feststellen mußten. Jn zahlreichen Staaten hat
sich die minderheitenfseindliche iläolitsikbedenklich verstärkt. Jus-
besondere hat das Streben der ehrheitsvölker nach einer staatlich
bestimmten »Einheitskultur«, in der die Minderheiten ausgehen
sollen, nunmehr auch auf den baltischen Raum über-gegriffen,der

sich im wesentlichen solchen Jdeen bisher serngehalten hatte. Bei

der Betrachtung der wesentlichen Gedankengänge, die zu der Ziel-
ssetzungsder nationalkulturellen Freiheit für alle Völker führten,
drängt sich dem Reichsdeutschen die Erkenntnis auf, daß gegenwärtig
die innere Klärung nicht so sehr bei den im Kampf geistig straff
gefestigten deutschen Volksgruppen außerhalb der Reichsgrenzen not-

wendig ist als bei den Deutschen des Reiches, die sich in ihren
politischen Zielsetzungen der gesamtdeutschen Volkstumsbewegung
einorsdnen müssen, wenn nicht statt der Schicksalsgemeinschaft ein«
Auseinanderklaffen des Schicksals erfolgen soll. —- Die abschließend
vorgenommenen Vorstandswahlen ergaben als I. Vorsitzenden Abg.
Graf Stolberg (Deutsche Volksgruppe in der Tschechoslow-akei),
als 2. Vorsitzenden Abg. Graebe (Deutsche Volksgruppe in Polen)
und als gseschästsführendenVorsitzenden Abg. Hasselblatt. K.T.

Der fünfunöaajtzfgjciärigeMax Lieber-mein
Avn Karl Bisse-flet-

,

Die Welt hat recht, wenn sie dem Alter um seiner selbst willen Respekt entgegen-
Denn es ist nichts Geringes, das Leben, das, wenn es köstlichwar, Mühe

und Arbeit gewesen ist, siebzig, achtzig oder gar neunzig Jahre auszuhalten und
dabei heil an Geist und Seele zu bleiben. Höher noch steigt mit Recht die Achtung,
wenn es sich um einen geistigen Führer handelt, der es bis ins hohe Alter ver-

hindern kann, sich selbst und seine Bedeutung zu überleben.

das staunen macht, wirkt jene große und seltene Begabung, die in einem biblischen
Alter noch fchöpfierischbleibt, ja die dann noch etwas Besonderes zu sagen hat, weil

sie sich lebendig fort und fort entwickelt.

Zu den Seltenen und Glücklichen, die dieses erleben dürfen, gehört Max
Li·ebermann, der zu seinem fünfundachtzigsten Geburtstag am 20. Juli nun die

Grüße der besten Deutschen empfängt.
bestimmte Nachfolger Menzels ist, so gleicht er diesem auch darin, daß er den Zeit-
genossen durch sein Alter ehrwürdig wird.

Menzels verwandt, als es ebenfalls auf Stetigkeit und lange Dauer angelegt ist,
als es sich folgerichtig, ruhig, aber unaufhaltsam entwickelt hat und jede Frucht ge-

lassen hat reifen lassen. »

Ungemein bezeichnend für Tiebermanns Talent ist, daß es seit sechzigJahren
VOU Jahrzehnt zu Jahrzehnt neue Antriebe empfangen hat, daß ihm eine eigen-
tümliche Periodizität eigen ist.
die Öffentlichkeit mit dem Bildnis des Chirurgen Dr. Sauerbruch geradezu verk
blüfft. Nicht nur, weil dieses Bild das lebendigste Meisterwerk deutscher Malerei

Wie ein Wunder aber,

Wie er künstlerisch der von der Geschichte

Und auch insofern ist sein Talent dem

Vor wenigen Wochen noch hat der Künstler
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in den letz-
ten Jahr-
zehnten ist,
sondernauch,

Lebenswerk

noch einmal
-- im fünf-

undachtzigsten
Lebensjahre!
— eine neue

Malperiode
bezeichnet.

Dieses still
er riindende

un reich
schimmernde

Werk schö-
ner Malerei
bedeutet im

Oeuvre
Liebermanns

ungefähr
das, was die

»Vorstehe-
rinnen des
Ultmänners

hauses« im
Lebenswerk »von Frans Hals, des großen Vorbildes Liebermanns,
bedeuten. Eine neue Welle von Lebenskraft ist mit diesem Alters-
werk in Erscheinung getre-

— ·

ten; und damit ist dann das

Gesamtbild des Teibenswers

kes, damit ist kdas Selbst-
bildnis einer sechzigjährigen
Entwicklung, wie man sagen
könnte, vollendet worden.

Liebermanns Malerleben

ist in deutlich erkennbare

Urbeitsperioden eingeteilt.
Jede dieser perioden wird

symbolisiert durch einige
Hauptwerke. Das will sagen:
Der Maler hat immer wie-

der das schon Erreichte
preisgegeben und von vorn

begonnen. Nie hat er faul
und bequem fauf schon er-

rungenen Erfolgen ausge-
ruht. Der Fünfundzwanzig-
jährige begann jene erste Bil-

derreihe, in der sdie »Gänse-
rupferinnen« figurieren, die«

Konservenmacherinnem die

großen Kindevbilder, die

Feldarbeiter, die Klein-

kinderschulen u. -a., alle
die dunkeln kräftigen Bilder voller Tradition, die nicht selten
an die Schule von Fontainebleau und an Courbet denken lassen.
Am Abschluß steht, neue Impulse ankündigend, der im «Geiste
Menzels prachtvoll gemalte »Chr-istus im Tempel«. Dann

folgt eine Periode, in der Meisterwerke wie das Ultmänners

haus, die Räherin, die Klöpplerin, die Schusterwerkstatt, die

Amsterdamer Waisenmädchen,sdie Bleiche und der Münchener
Biergarten dominieren, Bilder, in denen nicht nur das hol-
ländische Motiv vorherrscht, sondern in denen auch die Mal-

kunst des alten Holland selbständig vneu auferstanden ist.
In der nächsten Epoche wird die Arbeit zuweilen heroisch
betont; das zeigen die Seilerbahnen, die Flachsscheuer, die

Nähschulen, die monumentalen Netzslickerinnen und die mäch-
tige Frau mit der Ziege. Hier tritt Millets Geist in einer

nordischen Umwandlung hervor. Um 1890 beginnt die lange
Reihe bedeutender Bildnisse, deren Schutzheiliger Frans Hals
geworden ist. Dann erscheinen die Biergärten, die Ulleen und

die Darstellungen badender Knaben am. Strande und der
Reiter am Meeresufer: ein deutscher Jmpressionismus bricht
in dieser Bildergruppe durch. Der fast Sechzigjährige über-
rascht die Offentlichkeit sodann mit den bewegten und be-

wegenden Darstellungen aus dem Amsterdamer Judenviertel
und vom Delfter Gemüsemarkt, mit Arbeiten, in denen oft
jene Unschauungsweise vorweggenommen ist, die später als

expressionistisch bezeichnet wurde. Um 1910 beginnt die lange
Reihe der Gartenbilder aus Wannsee. Daneben

-

bilden

Familienbildnisse eine eigene Gruppe; es kommt in die
Malerei eine eigene Leichtigkeit und Verklärung. Die

Tätigkeit des Zeichnens, des Radierens und Tithos
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weil es im,

graphierens geht immer nebenher. Jm Krieg, siebzigjährig,
wendet Tiebermann sich der Illustration zu und schafft, vor
allem als Jnterpret Goethes, einige Meisterwerke. Und dann er-

scheinen in langer Reihe die Ultersbildnisse. Wenn es einmal
scheinen will, daß die Kraft erlahmt, so zeigt ein neues Gelingen,
daß es nur Sammlung und Vorbereitung war. Und doch füllt diese
Riesenlseistung die Tage noch nicht aus. programmschriften über
Malerei gehen nebenher; und auch als Kunstpolitiker ist Liebermann
unermüdlich. Die Berliner Sezession —- das war im wesentlichen
Max Liebermannz und dise erneuerte Ukademie war er auch.

Dieses Malerleben ist in unserer Zeit und in Deutschland eine

Ausnahme; doch zeigt es die typische Entwicklung aller großen,
echt malerischen Begabungen. Diese Wandlungsfähigkeit, diese
lebendige Metamorphose ist bezeichnend für Talente wie Manet und

Ceåzanne,wie Menzel und Teibl, bis hinauf zu Frans Hals, Rem-
brandt und Rubens. Nicht angetroffen wird dies-e atmen-de Ent-
wicklung bei den Gedankenmalern; diesen ist vielmehr eine ideen-
hafte Eintönigkeit eigen, eine Einheit, die auf starrer Stilisierung
beruht. Die lebendige Einheit findet sich in einem Lebenswerk wie
dem Tiebermanns, wseil eine natürliche Vielfältigkeit darin ist, weil
ein beständig-esWachsen von der Gesundheit und Lebenskraft des
Triebes zeugt. Zu einer so ausdauernden Begabung gehört sowohl
ein natürlicher Stoffreichtum wie ein wandlungsfähiger Formen-
reichtum. Liebermanns Künstlertum hat jenes Etwas, das als

naturnotwendig, als organisch empfunden wird. Darum verwandelt
sich auch alles Subjektive in etwas objektiv Gültiges. Nur ein ge-
botener Maler wie Liebermann zwingt die Zeitgenossen, die Welt
mit seinen Augen zu sehen. Einem Talent, das soviel Natur hat,
können die wechselnden Richtungen und Moden nichts anhaben;
es überlebt diev Zeitströmungen,weil es auf einer Ebene schafft, wo

- es Jugend und Alter des Jn-
dividuums kaum noch gibt,
weil dort mit viel weiteren

Zeiträumen gerechnet wird.
Die Kunstform gewinnt eine

Endgiiltigkeit, für die Schul-
begrisfe wie Naturalismus
und Romantik nicht mehr
existieren, weil idas Klassische,
das heißt das zu allen Zeiten
Gültige, berührt wird.

Es sollte den Deutschen,
die es mit ihrer Malerei

schwer haben, eine nachdenk-
liche Begebenheit sein, wenn

ein Meister wie dieser seinen
fünisundachtzigsten Geburts-

tag begeht. Die Feier sollte
ihnen symbolisch werden; und
es sollte darum jeder einzelne
daran teilnehmen. Lieber-
manns Kunst, Liebermanns
Sehform ist längst ein Teil
unseres Selbst geworden, der

Einfluß ist nie wieder aus-

zulöschen. Der Maler ist
schon ein Stück Geschichte,

Und bleibt doch eine unendlich

Pho« Kost-itz, Frankfurt a. U.

das lebendig unter uns wandelt.

lebendige Persönlichkeit — einmalig unter siebzig Millionen Deut-
schen: von unsern Besten einer der Besten!

W- F

Lieber-nimm »Nestaurant Jaeob«, Hamburg
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Leipzig und Bekun. 1932. eumunster I- Holstems

wechslxmsgkeicheund wich· Isthlltuctsttslls
Volk nnd Volksbildung Weichsellorridor nnd O - liche qemischte oder vege-

k ügt jopkxj Eiin Denkmal-L Von Kann oberschlesi n. Der we t- tarische Kost. Vor allem zuc arge-s , . mer

und «Johannes »Schauff. wirtschaft iche Zusammen- aber muß das frische und M.3,202bhler,Na(-hualimo.
(Schr1sten zur Forderung ang beider Probleme. die besten Traditionen der

«

vieletwsmdexwhbæteuder Pauernbxldung e. V., on Landeslammerer Wer- freideutschen Tugendbelpes , s l
k·EM-U"d Ichde

oppomno p-Bkkltkh Heft 1—) 48 S. net. ( ur Wirtschafts- un bewahren-e Gemezns dies-we pmäzk k- Ists-IMME-

rnrt 4 Blldtaselm Preis: geographle des deutschen fchaptslebenund das froh- ladrihschicdleai.'l·lliir,l«.
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Illlccll lllc lål
beweisen wir dcnwcrt dcr Krankenversicherung bei
unserer Gesellschaft. Allen Änfcindungcn zumTrotz
verteilen wir alle Überschüsse des Jahres 1931

lvon mehr als 2 Millionen Mark
rastlos an unsere Versicherten nnd geben den Ver-

sicherungcn, welche im vergangene-n J abrc schaden-
frci geblieben sind

wieder 4 Monatsprämion
als Dividende-
Durch diese hohe Gewinnbeteiligung bieten wir,
tatsächlich die

billigsto Krankenversicherung.
Wir zahlen fortlaufend an Vorsicherungslcistungen

täglich ca. 60000 Mark.
Unsere Gesamtleistungcn seit 1924 belaufen sich auf

- til-or llo Millionen Mark
lllr krankhoitslroslom

til-or lo Millionen Mark
tllr Versicherten-Muttersch-

Vereinigte
Krankenversicherungs-
Aktiengesellschaft

Cvorrnsls Gedovag. Kosrnos uncl Sold-trillio)

USEnsEE-uno
Kor.onlar.izsirrunc

s4s. Jahrgang
si-

Dao llihrondo Kamplorgan .

lllr deutsche stolonlalpolltllt
«-

lIao lcolonlalwlrlschaltllcho sach-
rlchlonhlatt liir industrlo und Islandol

q-

dlo Monalsschrltl des lcoloalals und

Ausland-deutschen

«-

Dlo aktuelle lrolonlalo sildorroltcchrlll
»

sit

Bezugsprois: Ausland jährlich 9.-—Mk. lnland 8.— Mk-
oinschlielslich Zustollung. J Mitglieder der Deutschen

Koionialgescllschaft Vorzugspreiso - Lassen sie sich
kostonlos Probenummcr zusenden durch den Vorlag-

Doutscho lcolonialgosollschaft
sorlln W Is, Am karlsbad lc

Verlangen sie kosteulos and ohne jede Verbindlichkeit Prospekt nnd

Ackaabmescbed darob das spoaiolbllko für die Beamte-verbinde

o«r·ro III-ich Stint-in o n.
Am Ostbalmhok l 2.
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Ver Heimctdienst

Dr. Karl Schwendemann
Der

Auslandueutsehe kktlllstkcikll
180 seiten, 26 Karten und schaubilder. Preis gebd. s-40 II.

Doppelband 27X8der «Weltpolitischen Bücherei«.lsialhrnonatsschrift fiir Auslanddeutschtum

lind Allslälidktliide Frankreich als ausenpolitlscher Faktor in

Mitteilungen des deutschen Auslande-lnstituts in Stuttgart seiner Gesamtheit und In seinen Ziel-

—————..—— setzungen und Methoden.
!

Jahr an xV 1932 zg g
sestellen sie sofort dieses aktuelle Such. --,

Illslllllkclllls Ilsll lllk llI Illllllls Will illlslsllllildlllscllllllli V e r l a n g e n sie s o n d e r p r o s pe kte d e r Welt-

åufäåtze,dsrilexezustlcllekrlnkuslaråchRAundsclääuScherzt-soll-p
0 l ltl s c h e n B Ü c h e kel U. des D 0 p p e I b a n d e s 27-8·

sc eun wrsc a c e a e es usan eusc ums.
Nachrichten über Kirche. gehule, Presse. Kunst und zentkalvek.ag S· ms b- Hss Satan W 35
Wissenschaft. sport.· deutsches Vereinswesen lrn Ausland, s

über Vereinigungen der Auslenddeutschen im Reich. poli- .tlschsparlamentarische Fragen, Wanderungswesen, Biblio- . o ·

qrephie der Neuerscheinungen. Buchbes rechungem Mit- —

tellungen aus deutschen Zeitungen und eltschriften des la Anzu staff-eAuslands. Monetliche Beil-gen: Bilder vom Ausland- quashessgnssns neu-anneh- g-
dsutschtuw WUS NUM- ·

—

Iestnensestsltunsi dekoratlen til-u und gis-u Woll-

Der Auslanddeutsche erscheint am 1. und is. jeden wekden von ekskkjassjgem aus« Fach- ZHJIFFZFUJLZIZJY
. Monats, er wird allen Mitgliedern des Deutschen makm zu hjujgsten preisen ausgeführt Unvekbspdnche

Auslande-lnstttuts, die den satzungsgemaizen o . o nusxsksskaasg
Mindestbeitrag entrichten, frei ins Haus geliefert·

s no sggsclns FAUST-eswird gis-v svgsssvdtl
el- ll renz euer ee . ssraer Textiilalsrilkatioa

Die ausländische Deutschlandhilfe
’

k·...h.«,»g,,«»p»««,z
findet erstmals eine zusammenfassende Dar-

stellung im s. Band der wirtschaftswissenschafts
lichen Reihe der schritten des deutschen Aus-

Mustrime Zeitschrift m
landslnstituts stuttgart:

« « ,

MMUOHJUVIII-IF
Die Auslandshilfe fiir das Deutsche Reich

Die Retchsmarme MADEtiüress«
e

u e

Freundeder Mariae nnd der deutschen See eltunu Wer si ü er d e deuts-
eichsma J Eisormicrcn will, wer über die Tät

von Dr. Johannes Kreyenpoth rmkaWW-UUMWUUSUspfstm

Besitzteri-nudenJJutägåwihredFathöiä,ihrefErleäbnignäheåesnFientmögt-;reude n n e an nen eem nnr en eru a«152 Seiten Sehn-lau lika 5«-- Ishettst Rmks 4-""« Mk. Ho inBriefmarten an den KretzeichneteneVeriagoder»auf Postichickionto
zu beziehen ckchhz Manne-Verlag Ernst Rubien Berlin Nr. 107900. Dafur erhält man ein

Viertel ahr lang die sei chrift »Die Reichsmarine« mit deut·Sonderdruck
»Ich m chte gern·zur. See fa ren«, der alle näheren Angaben über die Einftellungo.a..ehos «ll.lanss..astitu.s bei der Reichsmarme nnd Dandelsmarme enthält-

IIIIII III Iststscllsllllls Verlag .Die R e i ch s in a r in e
«

, Berlin-Lichterfeldr.

It- rlel deachteter Beitrag zum IWJWderjågsprodläil
Die überseeische Auswanderung deutscher Menschen hat in

unsern Tagen in ihren wirtschaftlichen und ünanziellen

Unterlagen, ihren Zielländern und ihrem Umfang, ihren Hoff-

nungen und Aussichten solch beachtenswerte Wandlungen er-

fahren, daB die neue situation zu einer Aufforderung wird, die

einschlägigenProbleme auch vor einem breiteren Auditorium zu

besprechen. Von den vielen Fragen der Auswanderung ist in

— -

.

m U G n
diesem Buch nur« die landwirtschaftliche Siedlung im

"

Auslande einer kritischen Prüfung unterworfen, weil sie in

,

diesem Augenblick infolge der Wirtschaftskrise und der Ein-

D C u TI wanderungspolitik amerikanischer Länder für den wenigbemittels
ten Auswanderer fast die einzige solide Aussicht bietet und an-

d «t hl«G"d d dth vlk d
n u , .- n n ,, lS D l u n G bgdlnsddrssdielrsnIFnITliiTIckrdTlsAäxilirakixdereiskenkåesxiizfngabkknstzlln

»

H

Wir meinen; daB die aufschluBreiche schrift von allen ge-
lesen werden sollte, die in Staat und Kommunen, Standesorgani-

—
sationen und vereinigungen von Amts wegen berufen sind, Ar-

xkaqen zur
- beitslosen und Jugendlichen den Weg in die Zukunft zu weisen.

Ruswandekunq Freunde des Auslanddeutschtums und des kolonialen Gedankens

.. werden ebenfalls Belehrung und Anregung finden.
von DrNexGroszer .

LUS DEM INEAIÆJ

Die Krise der deutschen Ubereeewunderuny als Zwisjmsa , Perkiömmerunq der deutschen
belaufen-erweisen RAE-kasten. , Zielldnder bewiqu deutscher duelunckseiecilunw J Einen-feli-

Grundlaqen der nueiumiesiedluw. , staatliche du«-wen und Leistunqen zur Juslundssiedluiy,
Ewedniese bisher-Heer deutscher JusMseiedlunq. ! Zur- Art der weisse-isolier- siedlunxn , ie

und Bedeutung der Ausluscdseiedlunq.

lllcsill hcsqlllllilliLsilllllllllllllllcIllll MillillclscllllcMel W Allszchllll
ist zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt

geg-

««-s.
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.

»
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